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Aktuelle Auslese 

33 000 Gestorbene im Jahre 1970 

Wie in den Vorjahren erlag fast die 
Holfte oller Gestorbenen Krankheiten des 
Kreisloufsystems, ein Sechstel starb an 

Krebs. 2 408 Personen starben eines unnatürlichen Todes. 
1 690mol war ein Unfall die Ursache, knapp zur Hälfte ein 
Kroftfohrzeugunfoll. 631 begingen Selbstmord und 27 fielen 
fremder Gewalt zum Opfer. 

Mehr Schlachtungen, weniger Milch 

ln den schleswig-holsteinischen Schlach­
tereien sind im Jahre 1971 unter anderem 
fast 2,4 Mill. Schweine und 420 000 Rinder 

A geschlachtet worden. Die Zunahmen gegenüber dem Vorjahr 
Y betrugen 4 % und 2 %. Aus ollen gewerblichen Sehloch· 

tungenfielen über 300 000 t Fleisch on. 

Die Milcherzeugung blieb infolge einer Einschränkung der 
Kuhbestände mit 2,085 Mill. t um 3% hinter der Erzeugung 
im Vorjahr zurück. Die Durchschnittsleistung je Kuh stieg 
um 2 %auf fast 4 300 kg im Jahr an. 

Wieder mehr Sozialwohnungen 

Im Jahre 1971 wurden Bewilligungen für 
6 587 Sozialwohnungen erteilt, von denen 
77% voll geförderte reine Wohnbauten betro· 

fen. Damit wurde noch dem Rückgong im vorigen Jahr das 
Niveau der Jahre 1967 bis 1969 wieder erreicht. Die veron· 
schlogten Kosten beliefen sich 1971 auf 419 Mill. DM oder 
165 DM je Einwohner, das ist gut ein Viertel mehr als 
1969, wo fast genou so viele Wohnungen bewilligt worden 
waren wie 1971. 

Bemerkenswerte Entwicklung 
bei den Straßenverkehrsunfällen 

1971 ereigneten sich 2,2 % mehr Straßen· 
Verkehrsunfälle mit Personenschaden als 

im Vorjahr, nämlich 17 216. Die Zahl der dabei Getöteten 
wuchs um 3,1 %, die der Verletzten um 2,0 %. Diese Jahres· 
aussage verdeckt allerdings eine deutliche Divergenz der 
Entwicklung, die sieh bei der Betrachtung der Halbjahres­
ergebnisse zeigt. Die genannten Zuwachsraten hatten im 
1. Halbjahr 1971 - gegenüber dem entsprechenden Vor· 
jahres·Halbjohr - noch 8 %, 14 % und 7 % betrogen, im 
2. Halbjahr dagegen - 2 %, - 4% und - 2 %. Dieser Um· 
schwung ist auch für das ganze Bundesgebiet beobachtet 
worden, wo die Abnahme ob Juni 1971 sogar stark genug 
war, um die Jahressummen kleiner ausfallen zu Iossen 
als 1970. Im Bundesgebiet hat 1971 die Zahl der Unfälle 
mit Personenschaden um 2,4 % abgenommen, die der Ge­
töteten um 2,6 % und die der Verletzten um 2, 7 %. 

f 
Erheblich mehr Kommunalbedienstete 

Die schleswig·holsteinischen Gemeinden 
und Gemeindeverbände wiesen om 2. Oktober 
1971 34 773 vollbeschöftiyte Bedienstete 

noch . Ihre Zahl hat sich gegenüber dem g;eichen Zeitpunkt 
des Vorjahres um 2 313 Personen oder 7, l % erhöht. Die 
meisten Kommunolbediensteten, nämlich 15 452, stehen im 
D1enst der kreisfreien Stö~te. Im Vergleich zum Vorjahr 
sind es 1 233 oder 8,7 %mehr. Die Beschäftigtenzahl der 
kreisangehörigen Gemeinden und Ämter blieb fast unver· 
ändert; sie stieg um 1,5 % auf 12 276. Die größte Zuwoch,;­
rate weisen die Kreisverwaltungen auf. Hier waren 7 045 
Personen beschäftigt und damit 14,7 % mehr als ein Jahr 
zuvor. 
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Die Umsätze und ihre Besteuerung im Jahre 1970 
Überblick 

Mit den Ergebnissen für das Jahr 1970 legt 
das Statistische Landesamt zum zweiten Male 
nach dem Übergang zur Mehrwertsteuer eine 
umfassende Statistik über die Umsätze der 
schleswig-holsteinischen Unternehmen vor. 
Während die Aussagekraft der Ergebnisse von 
1968 wegen der unmittelbar vorangegangenen 
Reform des Umsatzsteuerrechts zum Teil 
erheblich eingeschränkt war, erheben die 
Zahlen aus der Statistik von 1970 wieder 
größeren Anspruch auf Genauigkeit und 
Erkenntnis wert. 

Die 60 533 umsatzsteuerpflichtigen Unternehmen 
erzielten nach den Meldungen der Finanzämter 
im Jahre 1970 steuerbare Umsätze in Höhe 
von 37,1 Milliarden DM (ohne Umsatzsteuer) . 
Die Zahl der erfaßten Unternehmen war damit 
nur geringfügig höher als im Jahre 1968. 
Insgesamt betrug die Zunahme weniger als 1%, 
jedoch weicht die Veränderung in den einzelnen 
Wirtschaftsbereichen zum Teil erheblich von 
diesem Mittelwert ab. Dies ist sowohl auf 
rein wirtschaftliche Vorgänge wie auch zum 
Teil auf Veränderungen in der Erhebungs­
methode zurückzuführen. 

Die Entwicklung des steuerbaren Umsatzes im 
Jahre 1970 stand in besonderem Maße unter 
dem Einfluß einer stark expandierenden 
Geschäftstätigkeit der Unternehmen in der 
Phase der Hochkonjunktur. Von der Statistik 
wurde eine Veränderung der Umsätze gegen­
über 1969 um + 12,6% ermittelt. Eine derartig 
hohe Zunahme innerhalb eines Jahres ist von 
der Umsatzsteuerstatistik seit 1955 nicht 
festgestellt worden. Von den erfaßten steuer­
baren Umsätzen waren 3,0 Milliarden DM 
steuerfrei (8%). 34,1 Milliarden DM unterlagen 
der Steuerpflicht, und zwar hiervon etwa 
zwei Drittel dem Steuersatz von 11% und knapp 
ein Drittel dem ermäßigten Steuersatz von 
5 ,5%. Der mit 4% zu versteuernde Gesamt­
umsatz der Kleinunternehmer, die von der 
alten Bruttobesteuerung Gebrauch machten, 
war bedeutungslos: er betrug nach Abzug des 
Freibetrages gemäß § 19 (2) UStG nur 
202,3 Mill. DM, das sind weniger als 0,6% 
des steuerpflichtigen Umsatzes . Die Umsatz ­
steuervorauszahlung (Zahllast) aller Unter­
nehmen auf die im Jahre 1970 erzielten 
Umsätze und den Selbstverbrauch belief sich 
nach Abzug der geltend gemachten Vorsteuer­
abzüge und der Kürzungen nach dem Berlin­
hilfegesetz auf 618,6 Mill . DM. 

Steuerpflichtige 

Nach den Schlußmeldungen der Finanzämter in 
Schleswig-Holstein betrug im Jahre 1970 die 

Zahl der zu veranlagenden Unternehmen rund 
82 000. Davon sind 60 533 Steuerpflichtige 
auf Grund der Umsatzsteuervoranmeldungen 
in die Aufbereitung der Statistik einbezogen 
worden . Über 20 000 Steuerpflichtige wurden 
nicht erfaßt; bei ihnen handelt es sich größten­
teils um die sogenannten Kleinbetragsfälle 
mit Jahresumsätzen unter 12 000 DM. Nicht 
enthalten sind außerdem im allgemeinen 
Steuerpflichtige, die von der Abgabe einer 
Voranmeldung und Entrichtung einer Voraus ­
zahlung an das Finanzamt entbunden waren, 
weil die voraussichtliche Jahressteuerschuld 
360 DM nicht übersteigt. So sind insbesondere 
die Umsätze der Ärzte, Zahnärzte und ähn­
lichen Heilberufe im Gegensatz zu früheren 
Erhebungen nicht mehr erfaßt, sofern diese 
Steuerpflichtigen ausschließlich Lei­
stungen erbracht haben, deren Entgelte nach 
§ 4 Nr.14 UStG der Steuer nicht unterliegen1

• 

Ein Nachwei s dieser Steuerpflichtigen ist nur 
noch möglich, sofern von ihnen auch steuer­
pflichtige Umsätze erzielt worden sind. Durch 
dieses methodische Vorgehen mußte auf die 
Erfassung der wirtschafts - und sozialpolitisch 
sehr interessanten Umsätze des größten Teiles 
der Heilberufe verzichtet werden. 

Im Ergebnis bewirkt diese methodische 
Veränderung eine Abnahme der Zahl der 
erfaßten Steuerpflichtigen im freiberuflichen 
Gesundheitswesen von 3 073 im Jahre 1966 
(also vor dem Übergang zur Mehrwertsteuer) 
auf 212 im Jahre 1970. Durch die erhebliche 
Zunahme der Unternehmen im Gaststätten­
und Beherbergungsgewerbe und in anderen 
Dienstleistungsbereichen wird der erwähnte 
Rückgang zu einem erheblichen Teil kompen­
siert, so daß innerhalb der gesamten Wirt­
schaftsabteilung Dienstleistungen (soweit von 
Unternehmen und freien Berufen erbracht) 
die Zahl der erfaßten Steuerpflichtigen im 
Jahre 1970 wieder auf 15 470 anstieg. Auf 
die Wirtschaftsbereiche Einzelhandel und 
Dienstleistungen zusammen entfielen 52o/o aller 
von der Statistik erfaßten Unternehmen. 

In der ständig fortschreitenden wirtschaftlichen 
Entwicklung ist neben der zunehmenden Bedeu­
tung des Dienstleistungsbereichs nun schon 
seit vielen Jahren eine erhebliche Abnahme 
der Zahl der im Einzelhandel tätigen Unter­
nehmen festzustellen . Die Zahl der Steuer­
pflichtigen wurde für das Jahr 1970 mit 

1) Umsatzst 8<.1erfre i noch § 4 Nr. 14 UStG sind d1e UmsEtze ous der 
lre lbervfll chen Tät igkelt o ls Arzt, Zohnonr , Heilpraktiker, Denti s t, 
Kronkengymno$1, Hebamme oder e iner ähnlic he n ht' l lb.,;vlllchen Tät ig­
kelt; nich t befre it sind d ie Umsät ze ovs der TC:i tlgke1t al s Tl erorz• 
sowie die Umsätze für die Li e fe rung von Kronen, Brücken, herous­
l'ehmbarem Zahnersatz vsw., soweit s to 1n p ro><lsttlgenen Loborato rien 
durch ongestttllte Zahntechniker hergest ellt w.,rden 
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Steuerpflichtige und steuerbare Umsätze 11 

1970 
nach ausgewählten Wirtschaftsbereichen 

Steuerpllicllllll! 1B Tscl. Steuerbare U.s~ze in Mtd. DM 

15 872 ermittelt, das sind über 850 weniger 
als 1968 (- 5,1%). Der Rückgang geht haupt­
sächlich zu Lasten der kleinen und kapital­
schwachen Unternehmen, die unter den 
heutigen Marktverhältnissen sich gegenüber 
den mit modernen Verkaufsmethoden arbeiten­
den Groß-(Filial-)geschäften nicht mehr 
behaupten können. Trotzdem entfielen auf den 
Einzelhandel immer noch mehrSteuerpflichtige 
als auf jeden anderen in der folgenden Tabelle 
nachgewiesenen Wirtschaftsbereich. Auch im 
verarbeitenden Gewerbe verringerte sich die 
Zahl der Unternehmen, ausgenommen hiervon 
ist jedoch das Baugewerbe. 

In den Bereichen Land- und Forstwirtschaft, 
Energiewirtschaft und Wasserversorgung sowie 
Großhandel hat sich seit 1968 die Zahl der 
Steuerpflichtigen nur unbedeutend geändert. 
Die erhebliche Zunahme der erfaßten Unter­
nehmen in der Handelsvermittlung, im 
Verkehrsbereich und beim Kredit- und 
Versicherungsgewerbe geht dagegen haupt­
sächlich auf Unterschiede in der Erfassungs­
methode zurück. Gerade in diesen drei 
Bereichen sind Vergleiche mit den Zahlen 
von 1968 nicht sehr sinnvoll, da damals wegen 
der unmittelbar vorangegangenen Umstellung 
auf die Mehrwertsteuer mit ihren gravierenden 
steuerrechtliehen Änderungen eine exakte 
Erfassung nicht möglich war. 

Umsätze 

Der gesamte steuerbare Umsatz (ohne Umsatz­
steuer) belief sich im Jahre 1970 in Schleswig­
Holstein auf 37,1 Milliarden DM. Seine Vertei­
lung auf die einzelnen Wirtschaftsbereiche 
zeigt im wesentlichen das schon von früheren 

Umsatzsteuerstatistiken bekannte Bild . Der 
Ilauptanteil, nämlich 17,5 Milliarden DM oder 
47,1 o/o, entfällt auf die Wirtschaftsabteilung 
Handel, und zwar kommen 28% aller Umsätze 
auf den Großhandel und 18% auf den Einzel­
handel. Die Handelsvermittler, die von den 
vermittelten Warenumsätzen nur ihre darauf 
entfallende Provision zu versteuern haben, 
sind mit gut 1% am gesamten steuerbaren 
Umsatz beteiligt. Dem Handelsumsatz kommt 
damit in Schleswig-Holstein vergleichsweise 
eine größere Bedeutung zu, als dies in anderen 
Ländern des Bundesgebietes der Fall ist. 
Dies ist einmal auf den recht geringen 
Industrialisierungsgrad im nördlichsten 
Bundesland zurückzuführen, zum anderen wirkt 
sich die von den Finanzämtern praktizierte 
Erfassungsmethode der Umsätze am Sitz des 
Unternehmens auf das Ergebnis ungünstig aus. 
In Schleswig-Holstein sind nämlich gerade die 
Umsätze von Industriebetrieben, die zu Unter­
nehmen mit Sitz außerhalb des Landes gehören, 
relativ groß. Der Umsatzanteil der Industrie 
ist mit nur 27o/o aller Umsätze daher auch 
weitaus niedriger als in jedem anderen 
Bundesland. Auch wenn man dem Industrie­
umsatz die nicht unbedeutenden Umsätze der 
vorwiegend mittelständischen Unternehmen des 
produzierenden Handwerks und des sonstigen 
produzierenden Gewerbes hinzufügt, wird vom 
produzierenden Gewerbe insgesamt mit einem 
Umsatzanteil von 42% nicht das Volumen des 
Handelsumsatzes erreicht. 

Die Anteile der übrigen Wirtschaftsbereiche 
am gesamten steuerbaren Umsatz (hauptsäch­
lich Dienstleistungen und Verkehr) sind dem­
gegenüber unbedeutend. Auf den Dienst­
leistungshereich entfallen nach den Ergebnissen 
des Jahres 1970 in Schleswig-Ilolstein 6,9%, 
auf alle übrigen bisher nicht genannten 
Bereiche sogar nur 3,8% des gesamten 
steuerbaren Umsatzes . Hierbei ist noch zu 
erwähnen, daß die umsatzmäßig geringe 
Beteiligung des Bank- und Versicherungs­
gewerbes auf Ursachen in der besonderen 
Erfassungsmethode der Umsätze in diesem 
Bereich zurückzuführen ist . Die Bank- und 
Versicherungsumsätze sind nämlich, sofern 
sie nach § 4 Nr. 8 UStG steuerbefreit sind, 
statistisch gar nicht erfaßt worden. 

Umsatzsteuer 

Die Besteuerung der Entgelte für Lieferungen 
und sonstige Leistungen sowie des Eigen­
verbrauchs erbrachte für die im Jahre 1970 
erfaßten Regelbesteuerten ein Umsatzsteuer­
aufkommen vor Abzug der Vorsteuerbeträge 
in Hohe von fast 3,1 Milliarden DM. Weitere 
54,6 Mill. DM wurden von den Finanzämtern 
durch die Besteuerung von körperlichen 
Wirtschaftsgütern vereinnahmt, die im 
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Steuerpflichtige, Umsatz und Umsatzsteuer 1970 in ausgewählten Wirtschaftsbereichen 

Steuerbarer Umsatz 
1 

Umsatz· 
stever 

vor 
Abzug 

der 
Vor· 

Steuer 
für 
den 
Selbst· 

Steuer· 
pflichtlge 

Abziehbore 
Vorsteuer 

Wirtschaffsbereich 

da· 
gegen 
1968 Insgesamt 

je 

Steuer­
pfl ich· 
IIgen 

ver· 

brauch 

Umsatzsteuer· 
vorouszohlung 

(Zohllost) 

Anzahl Anzahl 
Mi II. 
DM % 1 000 

DM 

steuer 

Mlll. DM 
Mi II, 
DM 

Mi II. 
DM % 

land· und Forstwirtschaft, t 
Tierhaltung und Fischerei 1 574 2,6 1 518 267,5 0,7 169,9 19,8 1,0 12,6 63 8,4 1,4 3,1 

Energiewirtschaft, Wasser· 
versorguMg, Bergbau 138 0,2 129 894,9 2,4 6 485,0 90,8 7,4 72,3 80 25,5 4,1 2,9 

Verorbell•mdes Gewerbe 
(ohne Baugewerbe) 

darunter Industrie 
Handwerk 

10 933 
1 594 
7 903 

18,1 11062 12071,5 32,6 1104,1 939,6 
651,9 
223,2 

19,4 
14,8 
2,9 

805,7 86 
589,7 90 
169,8 76 

157,4 
79,8 
57,4 

25,4 1,3 
12,9 0,9 
9,3 2,1 

2,6 1 743 8 658,0 23,4 5 431,6 
13,1 8 056 :t 758,1 7,4 349,0 

Sougewerbe 
darunter Industrie 

Handwerk 

5 980 
131 

5379 

9,9 
0,2 
8,9 

5 844 
97 

5364 

2 654,6 
452,7 

1 982,8 

7,2 443,9 
1,2 3 455,8 
5,3 368,6 

285,6 
49,6 

212,4 

6,7 
1,3 
4,5 

175,1 
33,6 

127,3 

61 
68 
60 

118,2 
17,3 
90,5 

19,1 
2,8 

14,6 

4,5 
3,8 
4,6 

Großhandel 3920 

3 018 

15 872 

6,5 3 917 10 525,8 28,4 2 685,1 871,7 

39,5 

592,9 

7,3 

0,5 

4,0 

825,, 95 

28,7 73 

477,4 81 

48,5 

11,5 

121,5 

7,8 0,5 

Handelsvermittlung 

Einzelhandel 

5,0 2 735 426,6 1,2 141,3 1,9 2,7 

19,6 1,9 26,2 16 728 6 521,8 17,6 410,9 

Verkehr und Nachrichten· 
Übermittlung 2 907 4,8 :2 597 848,7 2,3 291,9 65,5 3,5 41,0 63 28,7 4,6 3,4 

Kreditinstitute 
und Versicherungsgewerbe 525 0,9 277 82,8 0,2 157,6 

166,2 

4,2 

185,, 

0,0 2,, 50 

97,8 53 

2,2 0,4 2,6 

DtenstlelstungeM 5 15 470 25,6 15 137 2 570,7 6,9 4,7 96,2 15,5 3,7 
darunter Gaststätten· 
und Seherbergungsgewerbe 6 987 11,5 6591 933,3 2,5 133,6 88,3 1,5 49,4 56 41,7 6,7 4,5 

Orgonl sotlonen ohne Erwerbs­
charakter, Gebietskörperschaften, 
Saztolverslcherung 196 0,3 201 200,5 0,5 1 023,0 2,8 0,3 2,7 99 0,6 0,1 0.3 

Insgesamt 60 533 100 60 145 37 065,2 100 612,3 3 097,5 54,6 2 540,4 82 618,6 100 1,7 

1) bei Regelbesteuerten ohne Umsatzsteuer, bei noch § 19 UStG Besteuerten mit niedrigem Gesamtumsatz einschließlich Umsatzsteuer 
2) Anteil an der Umsatzsteuer vor Abzug der Vorsteuer 3) Anteil om steuerbaren Umsatz 
4) ohne nichtsteuerbelastete land· und forstwirtschaftliche Betriebe Im Sinne des § 24 UStG 
5) soweit von Unternehmen und freien Berufen erbrocht 

Berichtsjahre der Verwendung oder Nutzung 
als Anlagevermögen zugeführt worden sind. 
Diese sogenannte Steuer für den Selbst­
verbrauch (auch Investitionsteuer genannt) 
betrug im Jahre 1970 6o/o des Wertes. der 
nach den einkommensteuerrechtlichen Vor­
schriften bei der Berechnung der Absetzung 
für Abnutzung für das betreffende Wirtschafts­
gut anzusetzen ist. In Verbindung mit dem 
Abzug der Vorsteuerbeträge in Höhe von 
2,54 Milliarden DM und den Steuervergünsti­
gungen nach dem Berlinhilfegesetz (18, 7 Mill. 
DM) belief sich die Umsatzsteuervoraus­
zahlung aller Steuerpflichtigen - einschließlich 
der nach§ 19 UStG Besteuerten- auf insgesamt 
618,6 Mill. DM. 

Die im Rahmen der Umsatzsteuerstatistik ermittelte Umsatz­
steuervorovszohlung enthält nicht die Steuer auf die Emfuhr 
von Gegenständen in das deutsche Zollgebiet. Die sog. Eln­
fuhrumsatzsteuer erbrachte Im Jahre 1970 weitere 236,4 MI/I. 
DM. so daß sich ein Gesamtaufkommen an Steuern vom Umsatz 

von rund 855 Mil/. DM ergibt. Gegenüber der Umsatzovsglelchs­
steuer des alten Rechts sind die Steuersätze bei der Einfuhr­

umsatzsteuer wesentlich höher. GEYTlessen om gesamten Steuer­
aufkommen hat daher die Einfuhrumsatzsteuer erheblich on 
Bedeutung gewomen. Das Gewicht der d.Jrch die Umsatzsteuer­
statistik ermittelten Steuervorauszahlung 1st zurückgegangen, 
weil die Einfuhrumsatzsteuer gemäß § 15 UStG als Vorsteuer 
abgesetzt werden kann und somit die Zahllos t erheblich herab­
drückt. 

Von einer Steuerbelastung der Unternehmen 
wird heute im Mehrwertsteuerrecht nicht 
gesprochen, da die Umsatzsteuer kein Kosten ­
faktor mehr ist, sondern nur noch ein durch­
laufender Posten, der offen auf den Letzt­
verbraucher überwälzt wird. Die Zahllast 
der Unternehmen ist somit weiter nichts, 
als die Abführung einer Steuer an den Fiskus, 
die beim Umsatz einer Ware oder Leistung 
auf der letzten Stufe entsteht. Die Steuerlast 
haben die privaten Endverbraucher, der 
Hoheitsbereich der öffentlichen Hand oder 
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auch die Unternehmer zu tragen, wenn sie 
nicht zum Vorsteuerabzug berechtigt sind. 
Trotzdem bleibt die Umsatzsteuer wirtschaft­
lich gesehen weiterhin PreisbestandteiL Eine 
Überwälzung ist nämlich nur insofern möglich, 
als die angebotene Ware zum Bruttopreis 
auf dem Markt auch abgesetzt werden kann. 
Dies wird besonders deutlich beim Absatz 
auf der letzten Stufe an den Endverbraucher. 
Unternehmen mit im Verhältnis zum steuer­
baren Umsatz hoher Zahllast müssen daher 
bei ihrer Preiskalkulation diesen steuerlichen 
Gegebenheiten stärker Rechnung tragen als 
solche mit geringer Zahllast . 

Die Zahllast der Unternehmen ist maßgeblich 
von der Höhe ihrer Wertschöpfung abhängig. 
Dementsprechend bestehen auch enge Bezie­
hungen zwischen Zahllast und abziehbarer 
Vorsteuer. In der Regel bedingt hohe abzieh­
bare Vorsteuer niedere Wertschöpfung und 
umgekehrt. Diese Beziehung ist unschwer aus 
der ersten Tabelle oben abzulesen. In 
Schleswig-Holstein schwankte im Jahre 1970 
der Anteil der abziehbaren Vorsteuer an der 
Umsatzsteuer vor Abzug der Vorsteuer 
zwischen 53o/o im Dienstleistungsbereich und 
95% im Großhandel, wenn man die Organisa­
tionen ohne Erwerbscharakter und das Kredit­
gewerbe außer acht läßt, das ohnehin nur 
unvollständig erfaßt ist. Der Anteil der 
Umsatzsteuervorauszahlung am steuerbaren 
Umsatz war im Baugewerbe (4,5%) und im 
Dienstleistungsgewerbe (3, 7%) am größten. 
Dem gegenüber hatte die verarbeitende 
Industrie und insbesondere der Großhandel 
nur eine relativ geringe Zahllast zu tragen . 
Von der Steuer auf den Selbstverbrauch 
entfielen auf die Unternehmen des produzie­
renden Gewerbes fast zwei Drittel, nämlich 
61%. 

- Umsatzentwicklung 

Zur Darstellung der Umsatzentwicklung ist es 
nicht sinnvoll , den gesamten steuerbaren 
Umsatz des Jahres 1970 mit demjenigen aus 
der letzten Umsatzsteuerstatistik des Jahres 
1968 zu vergleichen. Eine solche Gegenüber­
stellung gibt die wahre Umsatzzunahme nur 
sehr ungenau wieder, weil in ihr sämtliche 
Verzerrungen der Entwicklung durch in der 
Zwischenzeit neu hinzugekommene oder abge­
gangene Unternehmen enthalten sind. Außerdem 
sei nochmals betont, daß gerade das Jahr 1968 
als Basis für einen Vergleich wegen der 
vorangegangenen Umstellung auf die Mehr­
wertsteuer sehr ungeeignet ist. Um die 
prozentuale Veränderung des Umsatzes besser 
beurteilen zu können, wird daher in die 
Aufbereitung der Umsatzsteuerstatistik stets 
auch der Umsatz desjenigen Jahres einbezogen, 
das dem Berichtsjahr vorangegangen ist. Die 

Erfassung beschränkt sich jedoch auf die 
sogenannten "paarigen Fälle", das sind die ­
jenigen Steuerpflichtigen, die sowohl während 
des gesamten Berichtsjahres wie auch im 
gesamten Vorjahr ununterbrochen in ihrem 
Unternehmen wirtschaftlich tätig gewesen sind. 

Umsotzentv•icklung 1969/70 
NurSteuerpflichtige mit ganzjährigen Umsötan sowohl1969 als auch 1970 

Wirtschoftsbereicf! 

Land- und Fors~wlrtschoft, Tierhaltung 
und F lscherel 

Energl.,wlrtacholt, Wasserversorgung, 
Bergbau 

Verorbeotendes Gewerbe (ohne Baugew.) 
darunter 
Industrie 
Handwerk 

Sougewerbe 
darunter 
lndu•trie 
Handwerk 

Großhandel 

Handelsvermittlung 

Elnzelhandal 

V"rkehr und Nachrlchtenübermottlung 

Kreditinstitute und Versicherungsgewerbe 

Dienst Iei stungen 
3 

darunter 
Ga&tstöttero- und Beherbergungs-

gewl'rbo 

Organisationen ohne Erwerbscharokter, 
Geboetokorpersch., Sozialversicherung 

Insgesamt 

Steuerbor•r 
Umsatz 

1 

1969 1970 

Miii . DM 

196,6 214,0 

777,7 871,8 

10123,5 11 335,4 

7 389,2 8 2B0,9 
2 266,4 2 502,0 

1 981,4 2 327,2 

283,7 373,8 
1 546,1 1 773,8 

8 134,0 9 258,6 

334,7 375,1 

5 254,1 5 860,7 

695,7 781,7 

30,6 38,6 

2 073,8 2 273,7 

700,4 771,3 

172,6 197,3 

29 77~.6 33 53A,2 

l) bei Regelbesteuertl!n ohne Umsatzsteuer, bel nach § 19 UStG 

Ver­
önde­
rung 

+ 8,8 

+ 12,1 

+ 12,0 

+ 12,1 
+ 10,4 

+ 17,5 

+ 31,7 
t 14,7 

t 13,8 

+ 12,1 

t 11,5 

+ 12,4 

+ 26,2 

+ 9,6 

+ 8,7 

t 14,3 

+ 12,6 

Besteuerten mit niedrigem Gesamtumsatz einschließlich UmsollSteuer 
2) ohne nichtsteuerbelastete land- und forstwirtschaftliche Betriebe Im 
Sinne des § 24 U5tG 
3) soweit von Unternehm..., und freien B.,rufen erbracht 

Im Jahre 1970 repräsentierten die Steuer­
pflichtigen mit vergleichbaren Vorjahres­
umsätzen etwa 85% aller erfaßten Unternehmen 
und 90o/o des gesamten steuerbaren Umsatzes. 
Die Veränderung des Umsatzes gegenüber 
1969 belief sich insgesamt auf + 12,6%. Die 
Zuwachsrate zwischen zwei Jahren ist somit 
1969/1970 größer gewesen als irgendwann 
zuvor seit 1955. Aus den Erhebungen der 
Jahre 1954 und 1950 liegen die Angaben über 
die Umsatzveränderung von paarigen Fällen 
nicht vor. Im einzelnen betrug der jährliche 
Umsatzzuwachs der schleswig-holsteinischen 
Unternehmen gegenüber dem Vorjahr unter den 
paarigen Fällen: 
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Bf!rlchtsjohr 

1955 
1956 
1957 
1958 

1959 
1960 
1961 
1962 

1964 

1966 
1968

1 

1970 

Umsotzvf!röndeNng ~eg...,übff df!m v~rjo! r 
in S 

+ 11,1 
+ 10,1 
+ 9,9 
+ 7,9 

+ 9,4 
+ 7,9 
+ 9,5 
+ 11,4 

+ 7,7 

+ 5,6 
+ 6,3 
+ 12,6 

1) f!rmlttelt aus dem f!rhob"""" Gesamtumsatz 1967 und df!m speziellen 
errechneten fiktiven Bruttoumsetz 1968 

Der RUckblick läßt erkennen, daß auch in 
e1rugen früheren Jahren die Zuwachsraten 
des Umsatzes mit lOo/o und mehr pro anno 
erheblich gewesen sind, und zwar in der 
Mitte der 5 Oer Jahre und im Jahre 1962. 
Während in den 50er Jahren die Veränderungen 
noch relativ konstant waren, weisen die Zahlen 
der 60er Jahre ganz erhebliche Schwankungen 
in der Umsatzveränderung gegenüber den 
Vorjahren nach. Offensichtlich machten sich 
in den 50er Jahren die konjunkturellen 
Schwankungen nur geringfügig bemerkbar, da 
die wirtschaftliche Entwicklung noch über­
wiegend vorn Auffüllen des leeren Raumes 
beeinflußt war, der sich in der Kriegs- und 
Nachkriegszeit gebildet hatte. 

Die oben dargestellten Zuwachsraten sind rein 
nominelle Werte. Sie enthalten sowohl die 
jährliche echte Erhöhung der Lieferungen und 
Leistungen als auch die Preissteigerungen. 
Inwieweit nun die prozentuale Umsatzzunahme 
auf diesen oder jenen Einfluß zurückgeht, 
läßt sich aus den Ergebnissen der Umsatz­
steuerstatistik nicht ermitteln. Es dürfte kein 
Zweifel darüber bestehen, daß die hohe 
Zuwachsrate im Jahre 1970 zu einem erheb­
lichen Teil auf gestiegene Preise zurliekzu­
führen ist. Diese Annahme stützt sich auf 
die Ergebnisse der Preisstatistik. Danach 
stieg zum Beispiel der bundeseinheitliche 
Preisindex der Lebenshaltungskosten für alle 
privaten Haushalte von 119,5 im Jahre 1969 
auf 124,0 irnJahre 1970, wobei dieVcrbrauchs­
verhältnisse von 1962 zugrunde liegen und 
das Jahr 1962 als Basis = 100 gesetzt ist. 
Die Steigerung dieses Index ist somit im 
Jahre 1970 höher als in irgendeinem anderen 
Jahre seit 1963. 

In den einzelnen Wirtschaftsbereichen weichen 
die Zuwachsraten des Umsatzes von 1969 auf 
1970 zum Teil erheblich vom Mittelwert ab. 
Die unterschiedliche Veränderung spiegelt 
recht gut die differenzierten Angebots- und 
Nachfrageverhältnisse auf den einzelnen 
Märkten wider. Während das Baugewerbe, 

aber auch der Großhandel ein gutes Ergebnis 
erzielen konnten, mußten sich die Unter­
nehmen des Dienstleistungsbereiches, hierunter 
besonders das Gaststätten- und Beherbergungs­
gewerbe, die der Steuer unterliegenden Unter­
nehmen im Bereich Land- und Forstwirtschaft 
und auch der Einzelhandel mit unterdurch­
schnittlichen Umsatzerhöhungen zufrieden 
geben. Bei der Beurteilung des Ergebnisses 
ist zu berücksichtigen, daß die Preis­
steigerungen, wie oben erwähnt, zwar überall 
wirksam sind, aber doch in den einzelnen 
Wirtschaftsbereichen in unterschiedlichem 
Ausmaß. In diesem Zusammenhang sei die 
Entwicklung im Baugewerbe erwähnt. Hier 
erhöhte sich im Berichtszeitraum - wiederum 
auf Basis 1962 = 100 - der Gesamtpreisindex 
für Wohngebäude (einschließlich Mehrwert­
steuer) von 124,5 auf 143,1. 

Steuerpflichtige mit niedrigem Gesamtumsatz 

Sofern Kleinunternehmer einen Vorjahres - e 
umsatz von nicht mehr als 60 000 DM erzielt 
haben, unterliegen sie grundsätzlich nicht der 

Steuerpflichtige 1970 mit niedrigem Gesamtumsatz gemäß§ 19 UStG 

Steuer· Steuerbo~er 

pflichtlge Umsatz 

Wirtschaftsbereich 
An· 'ib2 Mi II. "2 zahl DM 

Land· und Forstwirhc:hoft, Tierhaltung 
und Fisc:herf!i

3 
259 16,5 9,3 3,5 

Energiewirtsc:haf!, Wassoorversorgung, 
B•rgbou 7 5,1 0,1 0,0 

Verorbf!i!f!ndes G~erbe (ohne Bougew.) 1 153 10,5 35,8 0,3 
OOfuntf!r 
Industrie 24 1,5 0,7 0,0 
Handwerk 962 12,2 29,7 1,1 

Baugewerbe 632 10,6 22,1 0,8 
darunter 

Industrie 

~~ -Handwerk 577 10,7 20,5 

Großhondel 153 3,9 14,3 0,1 

Honde 1 sverm in lung 322 10,7 10,0 2,3 

Einzelhandel 1 094 6,9 34,9 0,5 

Verkehr und Noc:hrichtenüb.,rmittlung 510 17,5 23,5 2,8 

Kreditinstilutf! und Versicherungsgewerbe 388 73,9 16,4 19,8 

Oien stleistungen 
4 

4690 30,3 274,9 10,7 
darunter 
Gaststätten· 

und Seherbergungsg-erbe 1 765 25,3 71,0 7,6 
Fr I sevrgewerbe 1 077 63,0 41,1 38,0 

Orgonisofionen ohne Erwerbschorokter, 
Gebif!tskörpersch., Soziolvers icherung 79 

40.3 I 74,8 37,3 

lnsg .. omt 9 287 15,3 516,1 1,4 

1) einsc:hließlic:h Umsatzsteuer 
2) ollf!r Steuerpflichtigen bzw. steuerbaren Umsätze 
3) ohne nichtsteuerbelostf!te land· und forsrwlrtschoftliche Betriebe im 
Sinne df!s § 24 UStG 
4) soweit von Unternehmen und freien Berufen erbrocht 
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Regelbesteuerung. sondern der Sonderregelung 
nach § 19 UStG, die ihnen die Versteuerung 
ihrer Umsätze nach altem Bruttoumsatz­
steuerrecht erlaubt. Sofern dies für sie nicht 
vorteilhaft ist, können Kleinunternehmer auch 
für die Regelbesteuerung optieren. Die Zahl 
der Steuerpflichtigen mit niedrigem Gesamt­
umsatz gemäß § 19 UStG belief sich im Jahre 
1970 auf insgesamt 9 287, das sind So/o weniger 
als 1968. Sie repräsentieren noch 15% aller 
erfaßten Unternehmen; am gesamten steuer­
baren Umsatz sind sie jedoch nur mit 1,4% 
beteiligt. Sieht man von den besonderen durch 
die Erfassungsmethode bedingten Verhältnissen 
im Kreditgewerbe ab, so lassen sich haupt­
sächlich noch Kleinunternehmen des Dieost­
leistungsbereichs nach altem Recht besteuern. 
Typisch hierfür ist die starke Verbreitung der 
Bruttobesteuerung im Friseurgewerbe. 

Die geschätzte Zahl der Steuerpflichtigen mit 
einem Vorjahresumsatz bis zu 60 000 DM 
belief sich im Jahre 1970 in Schleswig­
Holstein auf etwa 19 500. Hiervon sind nur 
knapp die Hälfte nach dem alten Recht 
besteuert worden. Etwa 52% der Steuer­
pflichtigen haben inzwischen für die Regel­
besteuerung optiert. An diesen Wunsch sind 
die Kleinunternehmer dann mindestens fünf 
Kalenderjahre gebunden, so daß die Rückkehr 
zur Besteuerung nach altem Recht sehr 
erschwert ist. Im übrigen wird die Zahl der 
Unternehmen mit Vorjahresumsatz nicht über 
60 000 DM infolge ständiger Geschäftsaus­
weitung und Erhöhung des Preisniveaus von 
Jahr zu Jahr geringer werden, so daß die 
Bedeutung der Besteuerung nach altem Recht 
in Zukunft mehr und mehr abnimmt. 

Umsatzgrößenklassen 

Über den immer weiter wachsenden Einfluß 
der Großunternehmen in der gewerblichen 
Wirtschaft gibt die folgende Tabelle Auf­
schluß, die die Verteilung der Unter­
nehmen und ihrer Umsätze nach Größenklassen 
ausweist. Danach hat sich die Konzentration 
der Umsätze in der Hand weniger Unte r­
nehmen in den obersten Größenklassen 
verstärkt fortgesetzt . Die Zahl der Steuer­
pflichtigen mit mehr als 2 Mill. DM Umsatz 
erhöhte sich seit 1968 um 31% auf 2 494 im 
Jahre 1970. Ihr Anteil an der Gesamtzahl 
der Steuerpflichtigen beläuft sich nunmehr 
auf 4,1"/o; diese relativ wenigen Unternehmen 
vereinigen abe r 65,4"/o des erfaßten steuer­
baren Umsatzes auf sich. Die übrigen 95,9% 
der Untc rnehmen e rzielten dagegen nur 
Umsätze von unter 2 Mill. DM. Sie vereinigen 
zusammen 34,6% aller Umsätze auf sich. 

In den drei untersten Größenklassen bi s zu 
einem Jahresumsatz von 100 000 DM hat die 

Zahl der Steuerpflichtigen durchweg abge­
nommen, in allen anderen Größenklassen 
nahm sie dagegen zu. Bei etwa unveränderter 
Zahl der Unternehmen sind offenbar seit dem 
Jahre 1968 viele Steuerpflichtige in höhere 
Größenklassen aufgerückt. Die Ergebnisse 
lassen schon jetzt den Schluß zu. daß auch 
der Obergang zur Mehrwertsteuer die weitere 
Konzentration der Umsätze in den Händen 
weniger Unternehmen im wesentlichen nicht 
hat verhindern können, obwohl die Kumulativ­
wirkungen des alten Bruttoumsatzsteuer­
systems mit ihrem ständigen Anreiz zum 
Unternehmenszusammenschluß nicht mehr 
bestehen. 

Bezüglich der Steuervorauszahlung wird 
indirekt bestätigt, was hierüber bereits oben 
im Abschnitt "Umsatzsteuer" gesagt worden 
ist. Abgesehen von den beiden untersten 

60 

50 

40 

Die Verteilung der Umsätze 
auf d1e steuerpflichtigen Unternehmen 

in den Jahren 1960 und 1970 
0-4341 

-t-l- 1 
20 40 50 70 80 90 100 " 

Unternehmen 

Das Brld zergt m Form zweier Lorenzkurven, wre srch drc Um­
sätze der von der Sta tis trk erfaßten Unterne!Ynan mtt mehr als 
12 OCX> DM Jahresumsatz: ruf dre Steucrpflr chtrgen rn den Jahren 
/060 und 1970 verte t!en . Auf der Waagerechten sind dre Unter· 
nehmen m Prozent abgetragen, und zwar kumulrert von lmks noch 
rechts nach der Höhe rhres Umsatzes. Auf der Senkrechten smd 
d1o entsprechenden Umsätze ebenfalls kumulrert abgetragen. 
Hätten olle Unternehmen ernen glerch hohen Umsatz, so ent­
stünde eme Gercxle, die dragonal von lrnks unten noch rechts 
oben geht (absolu te Egoli tötslrt~~e) . Je werter dro Lorenzkurvo 
noch rechts unten durchhängt, umso unglerchmößrger wlfd dre 
Ver torfung. Im dargestellten Falle ist deutlich zu erkenn n, wre 

siCh die Konzentration der Umsatze seit 1960 erhebliCh ver· 
s tärl<t hot: 80 % aller Unternoorren veremigten 1960 noch Nnd 
20 % aller Umsätze ruf sich; ihr Umsatzan teil vemngerto srch 
brs 1970 auf etwa 14 %. 
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Steuerpllichtlge und Umsätze 1970 noch Umsatzgrößenklassen 

Umsatz· 
grö8cnklasse 
ln I 000 DM 

lnMIII. DM 

12- 20 
20- 50 
50- 100 

100- 250 
250-500 

0,5- I 
1 - 2 
2 - 5 

5 - 10 
10 -25 
25 und mehr 

lnaguomt 

St...,erpfllchtlge 

5,6 
19,3 
20,6 
26,1 
13,7 

7,1 
3,6 
2,5 

0,9 
0,5 
0,3 

100 

1968 
= 100 

97 
87 
93 

102 
117 

127 
115 
128 

130 
148 
130 

101 

0,1 
1,1 
2,4 
6,9 
7,8 

8,0 
8,3 

12,3 

10,1 
12,4 
30,6 

100 

1968 
= 100 

99 
86 
93 

103 
118 

127 
116 
127 

131 
149 
146 

129 

Sr euer-
"orauszahlung 

(Zahl last) 

Anteil 
am 

~ 
steuer• 
bar n 

Umsatz 
ln~ 

0,1 1,0 
2,0 3,1 
5,5 3,8 

13,2 3,2 
12,7 2,7 

11,9 2,5 
II, I 2,2 
14,0 1,9 

10,0 1,6 
9,9 1,3 
9,7 0,5 

100 1,7 

Größenklassen nimmt der Anteil der Zahllast 
am steuerbaren Umsatz kontinuierlich ab, 
und zwar um so stärker, je höher der 
Umsatz eines Unternehmens ist. Oie 162 
Steuerpflichtigen mit einem Umsatz von mehr 
als 25 MilL DM haben im Durchschnitt nur 
0,5o/o ihres steuerbaren Umsatzes als Zahllast 
an die Finanzämter abzuführen. Hierunter 
befinden sich hauptsächlich Unternehmen der 
Industrie sowie des Groß-, aber auch des 
Einzelhandels mit relativ hohem Vorsteuer­
abzug, entsprechend geringer Wertschöpfung 
oder auch mit Umsätzen zu ermäßigtem 
Steuersatz und steuerfreien Umsätzen. 

steuerbefreit, und zwar 2,9 Milliarden DM 
nach den Vorschriften über die Befreiungen 
gemäß § 4 ff. UStG und 0,1 Milliarden DM im 
Rahmen des Umsatzfreibetrages für Unter­
nehmen mit niedrigem Gesamtumsatz gemäß 
§ 19 (2) UStG. Oie Bedeutung der steuerfreien 
Umsätze ist jedoch in Wirklichkeit wesentlich 
größer als durch die Statistik ausgewiesen, 
weil ein beträchtlicher Teil von ihnen aus 
methodischen Gründen nicht erfaßt worden ist, 
so zum Beispiel ein großer Teil der Umsätze 
im freiberuflichen Gesundheitswesen und im 
Bank- und Versicherungsgewerbe. Trotz der 
Absicht des Gesetzgebers, die Fälle von 
Steuerbefreiungen streng zu begrenzen, umfaßt 
nach der Novellierung des Umsatzsteuerrechts 
der Katalog der Steuerbefreiungen des § 4 
UStG bereits wieder 26 Punkte, von denen 
viele noch unterteilt sind. Der Katalog bezieht 
sich auf Tatbestände, bei denen eine Befreiung 
aus systematischen GrUnden notwendig 
erscheint, zum Beispiel Ausfuhr, Vermeidung 
von Doppelbesteuerungen (unter anderem bei e 
Versicherungsumsätzen oder Grunderwerb) 
oder auch soziale Gründe. 

Steuerfreie und steuerpflichtige Umsätze 

Vom gesamten steuerbaren Umsatz (37 ,1 Mil­
liarden DM) waren 8% oder 3,0 Milliarden DM 

Oie Hälfte der nach § 4 steuerbefreiten 
Umsätze entfiel auf Lieferungen und Leistungen 
der Industrie; sie waren fast ausschließlich 
zum Vorsteuerabzug berechtigt und brachten 
somit den Unternehmen erhebliche finanzielle 
Vorteile. Bei den steuerfreien Umsätzen mit 
Vorsteuerabzug handelt es sich hauptsächlich 
um Ausfuhrumsätze der Schiffbauindustrie, 
des Maschinenbaus sowie der elektrotech­
nischen und optischen Industrie. Weitere 
erhebliche Steuerbefreiungen wurden auf 
Umsätze im Dienstleistungssektor gewährt, 
darunter insbesondere für Umsätze aus 
Vermietung und Verpachtung im Wohnungs­
wesen und auf Umsätze der Lotterieunter­
nehmen sowie auf Entgelte für die Beförderung 

Steuerpflichtiger und steuerfre1er Umsatz 1970 nach Wirtschaftshauptabtetlungen 

Steuerpflichtiger Umsetz 
darunter ln 'l(, SteuerfreiPr Umsatz 

1 

mit "lnem Steuersalz von 

V. irtschaftshauptabtellung darunter 
~des mit 

MIII.OM steuerbaren 11 (10)% 5,5 (5)% 4'1. Mlll,OM Vusteuer• 
Umsatzes abzug on 'lt. 

Land· und Forstwirtschaft, Tierhaltung uod Fischerei 262 98,0 I 39,1 58,6 2,3 3 46,3 

Produz I erendes Gewerbe Insgesamt 14 041 a9,9 70,6 29,1 0,3 1 562 94,4 

darunter Industrie 8533 85,3 68,3 31,7 0,0 1 471 95,9 

Handwerk 4 670 98,5 70,9 28,3 0,7 56 56,1 

Graßt.andel 10093 95,9 59,7 40,3 0,0 431 87,3 

Handelsverml ttlvng 413 96,7 75,9 22,9 1,2 11 74,0 

Einzelnondei 6 462 99,1 68,3 31,3 0,3 50 87,6 

Übrige Worrscnaftsabtel hmgen 2 826 76,3 70,5 24,9 4,5 825 31,2 

lnaguomt 34 096 92,0 66,8 32,6 0,6 2 882 75,0 

--I) ohne Umsatzfreibetrag noch§ 19 (2) UStG (88 Mill. DM) 
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von Gegenständen im grenzüberschreitenden 
Frachtverkehr. 

Nur auf zwei Drittel des steuerpflichtigen 
Umsatzes kam der Regelsteuersatz von 11 o/o 
zur Anwendung. Für ein Drittel ermäßigte 
sich die Steuer auf 5 ,5%. Unter den steuer­
pflichtigen Umsätzen kam der ermäßigte 
Steuersatz besonders häufig in Unternehmen 

zur Anwendung, die land- und forstwirtschaft ­
liehe Erzeugnisse, zubereitete Futtermittel, 
Nahrungsmittel oder Waren des Buchhandels 
lieferten. 

Klaus Scheithauer 

Vergleiche auch: "Oie Umsätze und ihre Besteueruflg Im Jol-re 1968" 
ln dlenr Zeltschrift 1970, S. 121 (Mao) und "Umsätze und Ihre Be­
l!euerung (Vorläufiges Ergebnis der Umsatzsteuerstatistik 1970)" ln 
Wirtschofr und Statistik 1972, S. 52 (Jonuor) 

Personalstruktur im öffentlichen Dienst 
Teil 1 

Warum Personalstrukturerhebung? 

Die jährliche Erhebung über das Personal im 
öffentlichen Dienst liefert einen summarischen 
Überblick über die Entwicklung des Personal­
standes und in jedem dritten Jahr Angaben 
über Aufgabenbereiche, Geschlecht und Lauf­
bahngruppen. Die Ergebnisse dieser laufenden 
Erhebungen sind für personalwirtschaftliche 
Planungen der öffentlichen Verwaltung wenig 
geeignet. Die Entwicklung im öffentlichen 
Dienst, die durch neuartige Aufgaben, 
Technisierung und Automatisierung und 
damit wachsende Anforderungen an die 
Ausbildung geprägt ist, macht jedoch Maß­
nahmen besonders unter dem Gesichtspunkt 
der Nachwuchsplanung erforderlich. Deshalb 
wurde erstmals eine umfangreiche Struktur­
erhebung angeordnet 1

• Die 1949/50 durch­
geführten Erhebungen können nicht als solche 
bezeichnet werden, da sie hauptsächlich auf 
die Unterbringung der Flüchtlinge und den 
Personenkreis nG1ch dem Gesetz zu Art. 131 GG 
ausgerichtet waren. Die Statistik des Jahres 
1968 umfaßt eine allgemeine Personalstruktur­
statistik und eine repräsentative Statistik 
der Dienstbezüge, Vergütungen und Löhne. 
Zu beiden Teilen der Statistik liegen Quellen­
werke mit umfangreichem Zahlenmaterial und 
methodischen Hinweisen vor 2

• Über die Lohn­
und Gehaltsstruktur sowie einen Teilbereich 
der Personalstruktur wurden auch bereits 
Aufsätze in diesen Monatsheften veröffentlicht 8• 

In diesem Beitrag werden die Ergebnisse der 
Personalstrukturstatistik beschrieben. Die 
Erhebung hat mit Hilfe von Individualzähl-

I) Gesetz über etne Statistik des Personals, der Dienstbezüge, Ver· 
gütungen und Löhne Im 5Ffendlc:hen Dienst vom 15. 5. 1968 (BGBI. I 
s. 385) 

2) Statistische Berichte L I 5/S - 1968: Personalstruktur Im liffent• 
licl,en Dienst ln Sc:hlcswig-Holstein 1968 und NO/Lohnstruktur Öffent• 
llcher Dienst 1968: Die Arbeitsverdienste der Beamten, Angestellten 
und Arbeiter om l:iffentllchen Dienst in Sc:hleswlg-Holstein Im Oktober 
1968 

3) diese Zeotschrlfr 1971, S. 46 (Februar): Versorgungsempfön0er des 
öffentlichen Dienstes sowie 1970, S. 252 (November): Verdienststruktur 
1m llffent llchen Dlen~t 1968 

blättern von allen vollbeschäftigten Bediensteten 
des Landes, der Gemeinden und Gemeinde­
verbände sowie der Sozialversicherungsträger 
- die erstmals in eine Personalstatistik des 
öffentlichen Dienstes einbezogen wurden 
Alter und Geschlecht, Vor - und Ausbildung, 
Dienst- und Beschäftigungsverhältnis sowie 
Merkmale der Bezahlung erfaßt. Ferner wurde 
von den Berichtsstellen die Zahl der Teilzeit­
beschäftigten, der Zu- und Abgänge für einen 
Zeitraum von 12 Monaten nach Art und 
Gründen sowie Angaben über Versorgungs ­
empfänger erfragt. Dieser Beitrag beschränkt 
sich auf eine Kommentierung der Ergebnisse 
der Landes- und Kommunalbedi ensteten, da bei 
den Sozialversicherungsträgern nur 3 586 oder 
4,3% aller öffentlich Bediensteten in Schleswig­
Holstein beschäftigt sind. 

Jeder zehnte Arbeitnehmer 
im öffentlichen Dienst 

Das Land und die Gemeinden und Gemeinde­
verbände sind der größte Arbeitgeber in 
Schleswig-Holstein. Am Stichtag der Erhebung 
- 2. 10. 1968 - standen 83 176 Personen im 
Dienst der öffentlichen Hand. Insgesamt gab 
es nach den Ergebnissen des Mikrozensus 

Das Personal des Landes, der Gemeinden und Gemeindeverbände 
om 2. Oktober 1968 

Insgesamt I 

Verwaltung 76944 
Vallbeschäfrlgte 69 764 
T ellzeltbeschöftogte 7 IBO 

Wirtschaftsunternl!hmen 6 232 
Vollbeschäftigte 5 923 
T eilzeitbesäöftlgte 309 

Zusammen 83 176 
Vollbeschäftigte 75 687 
T ei lzeitbeschohigte 7 489 

Land 

Anzahl 

45 283 
43 365 

1 918 

424 
420 

4 

45 707 
43 785 

1 922 

Gemeir.den 
und 

G.,..~lnd .. 
,.,.bände 

31 661 
26 399 

5 262 

5 808 
5 503 

305 

37 469 
31 902 

5 567 
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zur gleichen Zeit 799 000 Arbeitnehmer 
(abhängig Erwerbstätige). Damit ist jeder 
zehnte Arbeitnehmer im öffentlichen Dienst 
beschäftigt. Ein Vergleich mit 1960 zeigt, 
daß sich die Zahl der öffentlich Bediensteten 
kräftiger erhöht hat als die der Arbeitnehmer 
insgesamt. Die Zahlen stiegen im Laufe von 
8 Jahren um ein Achtel und um 5%. ln ihrer 
Relation zueinander konnte sich dadurch jedoch 
fast nichts ändern . Auch eine Umrechnung 
auf die Einwohner ergibt wegen der wachsenden 
Bevölkerungszahl nur eine geringe Steigerung. 
Im Jahre 1960 erhielten 1 000 Einwohner von 
32 Bediensteten öffentliche Dienstleistungen 
und 1968 von 33. Der personelle Aufwand 
je Staatsbürger hat sich also nur unwesentlich 
erhöht. Das überrascht, wenn man bedenkt, 
daß die Übernahme von ursprünglich nicht 
zur eigentlichen Verwaltung gehörenden Auf­
gaben wie die sozialen Einrichtungen, das 
Gesundheits - und Bildungswesen verstärkten 
Personaleinsatz bedeuten. 

Von den 83 176 Beschäftigten stehen 45 707 
oder 55o/o im Dienste des Landes und 37 469 
oder 45o/o in dem der Gemeinden undGemeinde ­
verbände. Während beim Land nur wenige 
Arbeitnehmer in Wirtschaftsunternehmen 
beschäftigt sind, nämlich 424, sind es bei 
den Gemeinden und Gemeindeverbänden 5 808 
oder 16% aller Bediensteten. Von den 
Kommunalbediensteten entfallen 43% auf die 
kreisfreien Städte, reichlich ein Drittel auf 
die kreisangehörigen Gemeinden, ein Fünftel 
auf die Kreisverwaltungen und 3% auf die 
Ämter . Der Personalbestand des Landes ist 
kräftiger angestiegen als der der Kommunen. 
Während er insgesamt gegenüber 1960 um 
ein Achtel wuchs , erhöhte er sich beim Land 
um ein Fünftel und bei den Kommunen um 7o/o. 

Beamte und Angestellte 
fast gleich stark vertreten 

Landläufig wird der Beamte als Synonym für 
den öffentlichen Dienst verwendet. Diese 
Gleichsetzung trifft jedoch bei weitem nicht 
mehr zu. Vielmehr ist die Anzahl der im 
öffentlichen Dienst stehenden Beamten und 
Angestellten fast gleich groß. Die Beamten 
stellen 31 639 Bedienstete und die Angestellten 
30 832. Hinzu kommen 20 705 Arbeiter. 
Der hohe Angestelltenanteil ist auf die 
Kommunen zurückzuführen. Beim Land über­
wiegen die Beamten. Dort stehen doppelt so 
viele Bedienstete in einem Beamtenverhältnis 
wie in einem Angestelltenverhältnis, nämlich 
26 606 gegenüber 13 608. Bei den Gemeinden 
gibt es demgegenüber nur 5 033 Beamte aber 
17 224 Angestellte . Anders ausgedrückt sind 
84% der Beamten beim Land tätig und 56o/o 
der Angestellten bei den Gemeinden und 
Gemeindeverbänden. Bei den Arbeitern sind 

-

Beamte, Angestellte und Arbeiter im öffentlichen Dienst 

in Schleswig-Holstein om 2. Oktober 1968 

Gemeinden 

Insgesamt Land 
und 

Gemeinde-
verbände 

Anzahl 

Beamte 31 639 26 606 5 033 
V allbeschäftigte 31 606 26 573 5 033 
Tell zeHbeschöftlgte 33 33 

Angestellte 30 832 13 608 17 224 
Vollbeschäftigte 28 320 12 593 15 727 
Tellzeitbeschäftigte 2 512 1 015 1 497 

Arbeiter 20 705 5 493 15 212 
Vollbeschäftigte 15 761 4 619 11 142 
Tellzeltbeschäftigte 4 944 874 4 070 

Zusammen 83 176 45 707 37 469 
Vollbeschäftigte 75 687 43 785 31 902 
Tellzeitbeschäftigte 7 489 1 922 5 567 

die Gemeindearbeiter in der Überzahl. Fast 
drei Viertel von ihnen stehen in einem A 
Arbeitsverhältnis bei den Gemeinden. W 

Betrachtet man die Entwicklung der drei 
Anstellungsverhältnisse , so zeigt sich, daß die 
Zahl der Arbeiter gegenüber 1960 fast unver­
ändert geblieben ist, die der Beamten um 
ein Sechstel und die der Angestellten um 
gut ein Fünftel gestiegen ist. 

Fast vier Zehntel der Bediensteten 
sind Frauen 

Der öffentliche Dienst ist nicht mehr wie 
früher eine Domäne der Männer. Er weist 
vielmehr einen überdurchschnittlich hohen 
Frauenanteil aus . Während die Frauen ins­
gesamt ein Drittel aller Arbeitnehmer stellen, 
sind es im öffentlichen Dienst fast vier 

Frauen im öffentlichen Dienst in Schleswig-Holstein 

am 2. Oktober 1968 -Gemeinden 

Insgesamt Lond 
11nd 

Gemeinde-
verbände 

ln% 

Anzahl oller Be- Anzanl 
diensteten 

Beomte 7 026 22 6 548 478 

Vollbeschäftigte 7 023 22 6 545 478 
T elf zeltbeschäftigte 3 3 

Angestellte 15 965 52 7 024 8 941 

Vollbeschäftigte 13 820 49 6 163 7 657 
Tellzeltbeschäftigte 2 145 85 861 1 284 

Arbeiter 8 373 40 1 794 6579 
Vallbeschäftlgte 3 682 23 960 2 722 
Teilzeitbeschöftlgte 4 691 95 834 3 857 

Zusammen 31 364 38 15 366 15 9~8 

Vollbeschäftigte 24 525 32 13 668 10 857 

Teilzeitbe5chäftigte 6 839 91 1 698 5 141 
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Zehntel. Über die Hälfte von ihnen, nämlich 
15 965 von 31 364 stehen in einem Angestellten­
verhältnis und überwiegen dort ihre männlichen 
Kollegen. Bei den Beamten stellen die Frauen 
dagegen nur reichlich ein Fünftel und bei den 
Arbeitern vier Zehntel. 

Das Land beschäftigt fast die gleiche Anzahl 
von Frauen wie die Gemeinden und Gemeinde­
verbände. Wegen der höheren Gesamtzahl 
macht der Frauenanteil jedoch beim Land 
nur ein Drittel aus und bei den Kommunen 
reichlich vier Zehntel. Während der Anteil 
der angestellten Frauen, gemessen an der 
Gesamtzahl der Angestellten, bei Land und 
Gemeinden gleich ist, weisen die entspre­
chenden Anteile bei den Beamten und Arbeitern 
deutliche Unterschiede auf. Von den Landes­
beamten stellen die Frauen fast ein Viertel 
und von den Gemeindebeamten knapp ein 
Zehntel. Umgekehrt ist es bei den Arbeitern. 
Ein Drittel der Arbeiter des Landes sind 
weiblichen Geschlechts und bei den Gemeinden 
macht ihr Anteil über vier Zehntel aus. 

Steigende Zahl von Teilzeitbeschäftigten 

Das Land und die Gemeinden stellen in zuneh­
mendem Umfang Teilzeitbeschäftigte ein. Am 
Stichtag der Erhebung waren 7 489 Bedienstete 
kürzer beschäftigt als die übliche, aber 
mindestens die Hälfte der WochenstundenzahL 
Ihre Zahl ist im Laufe von 8 Jahren auf das 
eineinhalbfache gestiegen. An allen Beschäf­
tigten macht ihr Anteil insgesamt fast ein 
Zehntel aus. Beim Land sind es nur 4o/o 
(1 922) und bei den Gemeinden 15% (5 567). 
Das bedeutet andererseits, daß drei Viertel 
der Teilzeitbeschäftigten bei den Gemeinden 
und Gemeindeverbänden tätig sind. Die meisten 
von ihnen, nämlich 4 944, sind Arbeiter. Damit 
ist fast jeder vierte Arbeiter teilzeitbeschäftigt. 
Es handelt sich dabei fast ausschließlich um 

•
Frauen (4 691), Von den Angestellten arbeiten 
8% oder 2 512 wenig<.r als die übliche Wochen­
stundenzahl und von den Beamten nur 33, die 
im Landesdienst stehen. 

Schwerpunkt im kulturellen Bereich 

Mehr als jeder vierte hauptberuflich Voll­
beschäftigte des Landes, der Gemeinden und 
Gemeindeverbände ist im kulturellen Bereich 
eingesetzt. Von den 75 687 Vollbeschäftigten 
sind 20 455 hier tätig. Die meisten von ihnen, 
nämlich 15 362 oder ein Fünftel aller Voll­
beschäftigten, entfallen auf den Bereich 
Unterricht. Innerhalb des Unterrichtswesens 
nehmen die Volks- und Sonderschulen die 
Spitze ein. Bei dieser Schulart stellt das 
weibliche Personal über die Hälfte. 

Der Aufgabenbereich Gesundheit, Sport und 
Leibesübungen steht dem Umfang der Beschäf-

tigten nach an zweiter Stelle. Er fällt aber 
schon deutlich gegenüber dem kulturellen 
Bereich ab. Jeder zehnte Vollbeschäftigte 
war hier eingesetzt. Es handelt sich im 
wesentlichen um Bedienstete der Kranken­
häuser und Heilanstalten. Von den 6 957 
Bediensteten in den Krankenhäusern sind 
erwartungsgemäß nur ein Drittel Männer, 
während die Frauen das Gros stellen. 

Der Bereich öffentliche Sicherheit und Ordnung 
beschäftigt ebenfalls jeden zehnten öffentlich 
Bediensteten, hauptsächlich sind es Polizisten. 
Von den 6 079 Beschäftigten im Polizeibereich 
ist nur jeder zwanzigste eine Frau. 

Alle übrigen Aufgabenbereiche weisen weniger 
als ein Zehntel aller Vollbeschäftigten auf. 
Zu erwähnen sind noch die Wirtschafts­
unternehmen, die 5 923 Personen oder fast 
8% aller Vollbeschäftigten stellen. 

Die Altc.rsstruktur 
Wie schon eingangs erwähnt, wurden die 
hauptberuflich Vollbeschäftigten an Hand von 
Individualzählblättern nach ihrem Alter gefragt. 
Die daraus gewonnenen Daten über den Alters­
aufbau des öffentlichen Dienstes werden in 
den folgenden Abschnitten unter verschiedenen 
Gesichtspunkten betrachtet. Mehrere Grafiken 
dazu befinden sich auf den Seiten 58 und 59. 

lloher Anteil der 45- bis 56jährigen 

V ergleicht man die abhängig Erwerbstätigen, 
also die in Verwaltung und Wirtschaft 
beschäftigten Beamten, Angestellten und 
Arbeiter mit den hauptberuflich Vollbeschäf­
tigten - für die Teilzeitbeschäftigten liegen 
keine Altersangaben vor - des öffentlichen 
Dienstes, so ergibt sich, daß 9,5% der 
abhängig Erwerbstätigen beim Land, den 
Gemeinden und Gemeindeverbänden im Dienst 
stehen. Für die Männer ergibt sich ein 
Anteil von ebenfalls 9,5% und für die Frauen 
ein solcher von 9,3%. Letztlich haben sich 
also die männlichen und weiblichen Arbeit­
nehmer im gleichen Umfang für den öffent­
lichen Dienst entschieden. Wie sieht es nun 
aber in den einzelnen Altersgruppen aus? 
Der Anteil der männlichen Bediensteten liegt 
in den jüngeren Altersgruppen unter dem 
Durchschnitt und in den mittleren und älteren 
darüber. Die Altersgruppen unter 25 Jahre 
und 45 bis 56 Jahre ragen besonders heraus. 
Die jüngsten männlichen Bediensteten stellen 
nur einen Anteil von knapp 4% aller Arbeit­
nehmer und die 45- bis 56jährigen einen von 
fast 14%. Der niedrige Anteil der jüngsten 
männlichen Altersgruppe mag mit den höheren 
Anforderungen an die Vorbildung zusammen-
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Anteile der Vollbeschäftigten im öffentlichen Dienst 
an ollen Arbeit'lehmern 1968 

Alter-'gNppe Insgesamt männlich weiblich 

unter 25 5,1 3,9 6,5 

25 bis 35 9,6 8,6 12,1 

35 bis 45 10,3 10,3 10,2 

45 bis 56 12,9 13,7 11,5 

56 bis 65 11,8 12,9 8,7 

65 und älter 2,1 2,1 2,0 

lnav .. omt 9,5 9,5 9,3 

hängen; betrachtet man jedoch die Alters­
gruppe der 25 - bis 35jährigen, so stellt man 
fest, daß diese mit weniger als 9o/o ebenfalls 
unterdurchschnittlich besetzt ist. Das führt 
zu dem Schluß, daß im öffentlichen Dienst 
eine gewisse Überalterung vorhanden ist. 
Diese Aussage wird dadurch bestärkt, daß die 
bis 45 Jahre alten männlichen Bediensteten 
nur reichlich die Hälfte des Personals der 
öffentlichen Hand stellen, während unter allen 
männlichen Arbeitnehmern fast zwei Drittel 
dieser Altersgruppe zugehören. Die möglichen 
Gründe für die stärkere Besetzung der älteren 
Altersgruppen im öffentlichen Dienst dUrften 
neben anderen darin zu sehen sein, daß hier 
nach dem zweiten Weltkrieg im verstärkten 
Maße ältere Bewerber, die durch Vertreibung 
oder andere Kriegseinflüsse ihren Arbeitsplatz 
verloren hatten, aufgenommen wurden, daß 
eine größere Sicherheit des Arbeitsplatzes 
für ältere Arbeitnehmer geboten wird und 
vielleicht auch, daß die Löhne und Gehälter 
vom Alter abhängig sind. 

Bei den weiblichen Bediensteten sieht die 
Altersstruktur auf den ersten Blick gilnstiger 
aus. In der jüngsten Altersgruppe sind sie 
zwar auch im Vergleich zu den Arbeit­
nehmerionen unterdurchschnittlich vertreten, 
dafür aber in der Altersgruppe 25 bis 35 Jahre 
mit über 12% weit überdurchschnittlich. Die 
weiblichen Beschäftigten der öffentlichen Hand 
bis 45 Jahre stellen dadurch ebenso wie die 
weiblichen Arbeitnehmer etwa zwei Drittel 
der· Jeweiligen Gesamtzahl. Auffällig ist der 
Rückgang des Anteils der 35 - bis 45jährigen. 
Während der Anteil der männlichen Bediensteten 
von Altcrsgruppe zu Altersgruppe bis 56 Jahre 
steigt, ist der der weiblichen Bediensteten 
mit 35 bis 45 Jahre niedriger als der der 
25- bis 35jährigen. Das dürfte einmal darauf 
zurückzuführen sein, daß im letzten Jahrzehnt 
verstärkt Frauen in den öffentlichen Dienst 
eingetreten sind und zum anderen, daß Frauen 
dieser Altersgruppe häufiger den öffentlichen 
Dienst wegen häuslicher Pflichten verlassen 
als es in der Privatwirtschaft der Fall ist, 
weil sie in der Regel keine Möglichkeit der 
zeitlich begrenzten Beschäftigung (zum Beispiel 
halbtags) haben. 

Die Gemeinden und Gemeindeverbände schneiden 
in der Altersstruktur ihrer Bediensteten, wenn 
man jilngeres Personal als Vorteil ansieht, 
ungilnstiger ab als das Land. Von den 
Kommunalbediensteten sind 54% unter 45 Jahre 
alt und von den Landesbediensteten 61%. 
Demgegenüber sind 20% der Kommunal­
bediensteten über 56 Jahre alt und nur 16o/o 
der Landesbediensteten. Auffallend ist, daß in 
der jilngsten Altersgruppe (bis 25 Jahre) das 
Personal in Kommunen einen höheren Anteil 
(13%) aufweist als das des Landes (11%) . 
Das liegt jedoch an der unterschiedlichen 
Aufgabenstellung. Bei den Kommunen sind 
über drei Viertel der Bediensteten als 
Arbeiter oder im einfachen oder mittleren 
Dienst tätig und beim Land knapp die Hälfte. 
Die Anforderungen an die Vorbildung und 
damit das Alter bei Diensteintritt sind also 
geringer. Im nächsten Abschnitt wird darauf 
noch näher eingegangen werden. 

Über zwei Drittel der Landesbeamten 
unter 45 Jahre 

Von den hauptberuflich vollbeschäftigten 
Beamten und Richtern des Landes sind über 
zwei Drittel unter 45 Jahre alt. Diese Alters­
struktur wird maßgeblich vom gehobenen 
Dienst bestimmt, da sich hier fast die Hälfte 
aller Beamten und Richter befinden. Ihr 
Altersaufbau stimmt weitgehend mit dem 
aller Beamten und Richter überein. Starke 
Abweichungen zeigen sich dagegen bei einem 
Vergleich zwischen höherem und einfachem 
Dienst. Fast sieben Zehntel der Landes­
beamten des mittleren Dienstes sind unter 
45 Jahre alt und nur etwas mehr als sechs 
Zehntel des höheren Dienstes. Noch größer 
sind die Unterschiede, wie nicht anders zu 
erwarten, bei den unter 25 Jahre alten. 
Hier gibt es nur wenige Beamte des höheren 
Dienstes, aber zwei Zehntel des mittleren. e 
Das dies an der längeren Vorbildungszeit 
des höheren Dienstes liegt, braucht nicht 
besonders betont zu werden. Die Beamten­
laufbahn des einfachen Dienstes spielt nur 
noch eine geringe Rolle. Da es außerdem 
nur noch ganz wenige junge Beamte dieser 
Laufbahn gibt, kann man davon ausgehen, 
daß diese Laufbahn unattraktiv geworden ist 
oder aber, daß es kaum noch einfache Aufgaben 
gibt. 

Bei den Landesangestellten halten sich die 
über und unter 45jährigen etwa die Waage. 
Die unter 45jährigen stellen 54o/o und die 
über 45jährigen entsprechend 46%. Da der 
mittlere Dienst unter den Angestellten 
dominiert, prägt er die Gesamtstruktur. 
Die anderen Laufbahngruppen weichen mehr 
oder weniger stark vom Durchschnitt ab. 
Hier ragt erwartungsgemäß besonders der 
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höhere Dienst herau s . Unter 25 Jahre alte 
Angestellte des höheren Dienstes gibt es kaum, 
aber Ober die Hälfte ist zwischen 25 und 35 
Jahre alt und die unter 45 Jahre alten Landes ­
angestellten stellen sieben Zehntel. Vom 
einfachen Dienst der Angestellten, dessen 
Zahl fast sechsmal höher ist als die der 
vergleichbaren Beamten, entfallen ein Viertel 
auf die unter 25 Jahre alten. 

Ein Vergleich der Altersstruktur der Beamten 
und Angestellten des Landes zeigt, daß die 
Anteile der jüngsten (tmter 25 Jahre) sowie 
der über 45 Jahre alten unter den Angestellten 
höher sind als unter den Beamten. In der 
Altersgruppe 35 bis 45 Jahre sind die Anteile 
fast gleich und bei den 25 - bis 35jährigen 
überwiegen die Beamten (37o/o zu 21%). 

Bei den Arbeitern des Landes sind WH: bei 
den Angestellten die Anteile der unter und 
über 45jährigen ziemlich gleich . Die Arbeiter 
weisen jedoch mit fast einem Viertel der 
über 56jährigen und 5o/o der unter 25jährigen 
jeweils den größten und kleinsten Anteil aller 
drei Dienstverhältnisse aus . 

Ein Fünftel der Gemeindeangestellten 
ist jünger als 25 Jahre 

Die unter 25 Jahre alten hauptberuflich voll­
beschäftigten Angestellten der Gemeinden und 
Gemeindeverbände stellen mit einem Anteil 
von einem Fünftel den größten Anteil aller 
Dienstverhältnisse des Landes und der 
Kommunen dieser Altersgruppe. Das ist auf 
die Angestellten des mittleren Dienstes, die 
sieben Zehntel der kommunalen Angestellten 
ausmachen, zurückzuführen . Von ihnen befindet 
sich ein Viertel in dieser Altersgruppe. 
Von allen Angestellten der Kommunen stehen 
fast sechs Zehntel im Alter unter 45 Jahre. 
Beim höheren Dienst sind es beinahe zwei 
Drittel, wobei der Schwerpunkt in der Alters­
gruppe 25 bis 35 Jahre mit der Hälfte liegt . 
Der gehobene Dienst der kommunalen Ange­
stellten weist dagegen weniger als die Hälfte 
in den Altersgruppen unter 45 Jahre nach 
und der mittlere Dienst knapp sechs Zehntel. 
Von den Gemeindearbeitern sind nicht ganz 
die Hälfte unter 45 Jahre alt. Der Anteil 
der unter 25 Jahre alten ist wie beim Land 
gering, er macht 6% aus . 

Die Altersstruktur der Kommunalbeamten 
unterscheidet sich in den oberen und mittleren 
Altersgruppen nicht wesentlich von der der 
Angestellten. In der untersten und in der 
zweitenAltersgruppe treten jedoch bemerkens­
werte Unterschiede auf. Von den Beamten ist 
nur jeder Zehnte unter 25 Jahre alt und von 
den Angestellten jeder Fünfte . In der Alters­
gruppe 25 bis 35 Jahre befindet sich dagegen 

mehr als jeder vierte Gemeindebeamte und 
nur beinahe jeder fünfte Angestellte . Für 
beide Altersgruppen zusammen ergibt sich 
ein leichtes Übergewicht der Angestellten . 
Der höhere Dienst der Kommunalbeamten 
zeigt eine gewisse Überalterung, wenn man 
einen Vergleich zu den Landesbeamten zieht. 
Keiner von ihnen ist unter 25 Jahre alt und 
nur vier Zehntel sind unter 45 Jahre alt. 
Beim Land sind es gut sechs Zehntel. Ebenso 
wie beim Land scheint der einfache Dienst 
der Kommunalbeamten auszusterben . Einmal 
ist ihre Anzahl gering und zum anderen gibt 
es keine unter 25jährigen, aber zwei Drittel 
sind über 56 Jahre alt. 

Jeder dritte Bedienstete 
der inneren Verwaltung unter 25 Jahre alt 

Die Alterszusammensetzung der Bediensteten 
innerhalb der Verwaltungszweige ist recht 
unterschiedlich. Das liegt einmal an den 
durch unterschiedliche Vorbildungsvoraus­
setzungen bedingten Diensteintritt und zum 
anderen an echtem NachwuchsmangeL Ins ­
gesamt ist knapp jeder achte der Voll­
beschäftigten des Landes, der Gernemden und 
Gemeindeverbände noch nicht 25 Jahre alt . 
Diesen Anteil übertreffen mehrere Aufgaben­
bereiche. Die innere Verwaltung ragt dabei 
besonders heraus . Ilier ist mehr als jeder 
dritte jünger als 25 Jahre. Auch die Finanz­
verwaltung liegt mit fast jedem vierten weit 
über dem Durchschnitt. Nur wenige jüngere 
Kräfte weisen die Aufgabenbereiche Unterricht 
(5%). gemeindliche Anstalten und Einrichtungen 
sowie Verkehr mit jeweils 3% auf. Die Alters­
gruppe zwischen 25 und 35 Jahre zeigt die 
dichteste Besetzung in den Bereichen Real­
schulen und Hochschulen mit jeweils vier 
Zehnteln sowie Volks - und Sonderschulen mit 
39% und Gymnasien mit 38o/o. Faßt man die 
Altersgruppen bis 45 Jahre zusammen, so 
ergibt sich insgesamt ein Anteil von knapp 
sechs Zehnteln . Dieser Anteil wird vor allem 
von den Hochschulen (71%). ordentlichen 
Gerichten und Staatsanwaltschaften (68%) sowie 
Volks - und Sonderschulen (67%) übertroffen . 

Die älteren Jahrgänge (über 56 Jahre) sind 
vor allem in den Bereichen Wasserwirtschaft 
und Kulturbau (26o/o gegenüber 18% im 
Durchschnitt). gemeindliche Anstalten und 
Einrichtungen (24o/o). Minit;terien (22%) und 
Gymnasien (21 %) anzutreffen. Die über 
45jährigen stellen im Landesdurchschnitt vier 
Zehntel und in den Aufgabenbereichen oberste 
Staatsorgane, soziale Sicherung, Wasser­
wirtschaft und Kulturbau sowie gemeindliche 
Anstalten und Einrichtungen jeweils die 
Hälfte. Bei den Wirtschaftsunternehmen sind 
es sogar 52o/o. 
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Vor- und Ausbildung 
Die Laufbahnordnung des öffentlichen Dienstes 
fordert von den Beamten und Angestellten 
für ihre Einstufung in die Laufbahngruppen 
bestimmte Voraussetzungen hinsichtlich der 
Schul- und Hochschulbildung. So ist für den 
höheren Dienst in der Regel der Nachweis 
über den Abschluß eines wissenschaftlichen 
Hochschulstudiums erforderlich und für den 
gehobenen Dienst allgemein mindestens die 
sogenannte mittlere Reife. Ausnahmen von 
diesen Grundsätzen sind nur unter ganz 
bestimmten Voraussetzungen, wie etwa über­
durchschnittliche Prüfungsergebnisse, möglich. 
Die Vor- und Ausbildung hat also im öffent­
lichen Dienst ein besonderes Gewicht. 

Jeder vierte Bedienstete hat Abitur 

Von den hauptberuflich Vollbeschäftigten des 
Landes, der Gemeinden und Gemeindeverbände 
gaben die Hälfte als abgeschlossene Schul­
bildung die Volksschule an, 26% besaßen die 
mittlere Reife und 24o/o das Abitur. Von den 
eigentlichen Bediensteten der Verwaltung 
hatten sogar 26% das Abitur und 27% die 
mittlere Reife. 

Bei den Arbeitern gibt es erwartungsgemäß 
nur wenige, die einen höheren Schulabschluß 
als die Volksschule haben. Bei den Ange­
stellten haben dagegen fast die Hälfte und 
bei den Beamten über drei Viertel mittlere 
Reife oder Abitur . Die Beamten haben also 
eine fundiertere Schulausbildung als die 
Angestellten. Das wird noch dadurch unter­
strichen, daß jeder zweite Beamte Abitur 
hat und nur jeder zehnte Angestellte. Das 
ist auf das Übergewicht des gehobenen 
Dienstes bei den Beamten einerseits und des 
mittleren Dienstes bei den Angestellten 

Schulbildung des öffentlichen Dienstes 

Dienstverhältnis Insgesamt 
Volks-
schule 

Mittl.,re 
Abi! ur 

Reife ---
Loufb.lhngruppc 

Anzahl Anteil in% 

Beomte und Richter 31 424 23 27 .19 

Hch rer Dienst 7 258 , 4 94 

Gehobener Dienst 14 958 10 33 57 

Mlt!lerer Dienst 898A 61 38 I 

Einfacher Dienst 224 93 7 -
Angestellte 26 324 52 39 10 

Höherer Dienst 1 338 I 5 94 
G hobener Dienst 4 819 30 54 16 
Mlttlrrer Dienst 17 714 57 41 3 
Eonfoch.,. Dienst 2453 84 14 2 

Arbeiter 12 016 98 2 0 

Zusammen 69764 47 27 26 

Wirtschaftsunternehmen 5 923 84 15 I 

Insgesamt 75 687 so 26 24 

andererseits zurückzuführen. Sowohl die 
Beamten als auch die Angestellten des 
höheren Dienstes weisen zu 94% das Abitur 
auf. Im gehobenen Dienst ergeben sich 
dagegen deutliche Unterschiede: 57o/o der 
Beamten haben das Abitur und nur l6o/o der 
Angestellten; ein Drittel der Beamten haben 
mittlere Reife und 54% der Angestellten. 
Im mittleren Dienst sind die Unterschiede 
zwischen Beamten und Angestellten gering 
und im einfachen Dienst ist der Vergleich 
wegen der niedrigen Zahl von Beamten gestört. 

Die Schulbildung der Landesbediensteten ist, 
selbst wenn man die Wirtschaftsunternehmen 
außer Betracht läßt, fundierter als die der 
Gemeindebediensteten. Von den Landes­
bediensteten weisen 37o/o das Abitur als 
Schulabschluß auf und von den Gemeinde­
bediensteten nur 8o/o. Dieses unterschiedliche 
Niveau bewirken vor allem die Landesbeamten 
des gehobenen Dienstes. Von ihnen haben 68% 
das A' i.tur, während es bei den Gemeinde­
beamten der gleichen Laufbahngruppe nur 8o/o 
sind. Das schlägt sich auch bei der Gesamt­
zahl der Beamten nieder: Von den Landes­
beamten hat jeder zweite das Abitur und 
von den Gemeindebeamten jeder vierte. In den 
übrigen Laufbahngruppen unterscheidet sich 
die Schulbildung der Landes- und Gemeinde­
bediensteten nicht wesentlich. 

Über die Hälfte 
besuchten eine berufsbildende Schule 

Neben dem Schulabschluß wurden die Bedien­
steten auch nach einer abgeschlossenen 
Ausbildung an einer berufsbildenden Schule 
befragt. Dazu zählten nur die allgemeinen 
berufsbildenden Schulen und nicht die Verwal­
tungsschulen. 

Über die Hälfte der hauptberuflich Voll­
beschäftigten des Landes, der Gemeinden 
und Gemeindeverbände haben neben den 
allgemeinbildenden Schulen eine berufsbildende 
Schule besucht. Von den Bediensteten der 

Berufsschulbildung des öffentlichen Dienstes 

darunter mit ••• schule 
Be-

Dienstverhältnis 
dienstete 

Berufs- Bcrufsfach- FocJ,-
ins-

gesamt 
in~ 

Beomte und Richter 31 424 14 18 7 

Angestellte 26 324 35 16 16 

Arbeiter 12 016 42 4 , 
Zusammen 69 764 27 14 10 

Wlrtschaftaunt.,rnehmen 5 923 54 14 5 

lnsg••amt 75 687 29 14 9 
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Wirtschaftsunternehmen sind es sogar s,ieben 
Zehntel. Die Berufsschule steht dabei im 
Vordergrund, während die Berufsfachschulen 
und Fachschulen von einer geringeren Zahl 
besucht wurden. Erwartungsgemäß haben die 
Beamten und Richter seltener eine berufs­
bildende Schule besucht als die Angestellten 
und Arbeiter. Bei den Beamten sind es lrnapp 
vier Zehntel, bei den Angestellten zwei Drittel 
und bei den Arbeitern lmapp die Hälfte. Der 
Anteil der Bediensteten mit Berufsschul­
abschluß steigt mit fallender Laufbahngruppe: 

Beomte Angestellte 

mit BeruFuchule in% zur Guamtzohl 

Höherer Dl enst 4 2 

Gehobener Dienst 10 1B 

Mittlere< Dienst 26 40 

Einfacher Dienst 57 50 

Das Abschlußzeugnis einer Berufsfachschule 
besitzen häufiger Beamte als Angestellte, 
während es bei den Fachschulzeugnissen 
umgekehrt ist. Bemerkenswert ist, daß über 
die Hälfte der Beamten des mittleren 
Dienstes den Abschluß einer Berufsfachschule 
aufweisen. 

Die Kommunalbediensteten haben häufiger eine 
berufsbildende Schule besucht als die Landes -
bediensteten. 
Zehntel aller 

Beim Land sind es 
Bediensteten und 

gut vier 
bei den 

Gemeinden fast zwei Drittel. Dieser Unter­
schied ist auf die Beamten zurückzuführen, 
während die Anteile bei den Angestellten und 
Arbeitern ziemlich gleich sind. Zwei Drittel 
der Gemeindebeamten besuchten eine berufs­
bildende Schule und etwas mehr als ein Drittel 
der Landesbeamten. 

Wofter Dohms 

Der Anbau von Gemüse auf dem Freiland 
Der Anbau I/On Gomuse und Erdbe!:'ren word jöhrlic., i Juli 
erhoben und zwar alle drei Jahre (letztmalig 1969) total in allen 
Gcmeindcrt und Botrocben, dazwischen re;::rösentatlv 1n ausge­
wählten Gern Inden und Betrieben. Bis zum Jcr,re 1968 beziehen 
s•ch olle Angaben auf den Anbau zu ErNerbszwecken. Dazu 
gehört auch der Anbw on Anstalten für deren Eigenversorgung 
und auf Versuchsfcldem. Seit 1969 w1rd nur noch der Anbau zu!!' 
Verkauf erhoben. 

Der Verbrauch an Gemüse ist besonders wäh­
rend der letzten Jahre in der Bundesrepublik 
merklich gestiegen 1• Hierbei dürften der 
Wunsch nach gesunder, vielse1tiger und 
vitaminreicher Ecnährung sowie das erhöhte 
Angebot an relatlv billigen Gemüsekonset·ven 
und tiefgefrorenem Gemüse in laufend gestie­
gener Qualität und verbesserter Aufmachung 
die Hauptgründe sein. Nicht nur die Preise fur 
Gemilsekonserv~n, sondern auch fur Frisch­
gemüse blieben - von den jährlichen Schwan­
kungen abgesehen - während des beobachteten 
Jahrzehnts auf annähernd konstantem N1veau. 

Kopfkohl 

Fast die Hälfte der Freiland-Gemüseanbau­
fläche Schleswig- Holsteins nimmt der Kopfkohl 

I) Oucolltt: S!all~llaches Jal>rbucn Ober Er,..ohrung, Landwlnsc"aft vnd 
For&len 1971, S. 179 

ein. Dieser wiederum wird zu gut 70 '7o im 
Hauptanbaugebiet Dithmarscher Marsch ange­
baut und zwar überwiegend von den landwirt­
schaftlichen Betrieben im feldmäßigen Anbau. 

D D 
1971 1960- 196!> 196!>- 1970 

Anbau flöche In ha 

Weißkaf.l 2 314 2 275 2 221 

Rotkohl 128-1 1 203 984 

Wtrslng 520 496 295 

Kopfkohl zusommen 4 118 3 974 3 500 

Die Rentabilität des Kopfkohlanbaus le1det 
unter sehr stark schwankenden Preisen. Aus 
diesem Grund wurde vor allem der Rotkohl­
und Wirsingkohlanbau in den letzten Jahren 
recht drastisch eingeschränkt. Rotkohl und 
Wirsmg werden noch größtenteils über den 
Frischmarkt abgesetzt. Die Entfernungen zu 
den Hauptabsatzmärkten sind beträchtlich, so 
daß die stark gestiegenen Frachtkosten den 
Standortnachteil Schleswig-Holste1ns immer 
mehr hervortreten lassen. 

Der Weißkohlanbau dagegen hielt sich etwa auf 
gleichem Niveau. Der Weißkohlabsatz ist zu 
einem größeren Teil (etwa die Hälfte beim 
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und Anbauflächen zu erkennen. Die erheblichen 
Abstände zwischen Erzeugerpreisen und Ver­
braucherpreisen sind einmal auf die Handels­
spannen, zum andern darauf zurückzuführen, 
daß ein großer Teil des Kopfkohls nicht als 
Frischware verkauft, sondern zu Sauerkohl 
verarbeitet wird und entsprechend niedrigere 
Erzeugerpreise erbringt; außerdem sind die 
Verteilungskosten beträchtlich. Während in den 
früheren Jahren der Anbau noch sehr stark auf 

z 000 

1500 

3D I 000 
die Preise reagierte, scheinen die zyklischen 

15 
soo Ausschläge in den letzten .Jahren schwächer zu 

1959 60 61 62 63 64 65 66 67 68 69 70 71 

0111100 k& ROTKOHL 
ha 

90 I 500 

I 250 

60 I 000 

45 750 

werden . In den meisten landwirtschaftlichen 
Betrieben dürften heute wegen des stark redu­
zierten Arbeitskräftebesatzes und auch aus 
Gründen der Liquidität einem spekulativen 
Anbau von Kohl weit engere Grenzen gesetzt 
sein, als noch vor wenigen Jahren. Trotz eini­
ger Erfolge in der Mec hanisierung des Pflan­
zens und der Pflege bleibt der Kopfkohlanbau 
noch mit erheblichem Handarbeitsaufwand be­
lastet. Die Mechanisierung der Kopfkohlernte 
steckt noch im Versuchsstadium. • 

3D 500 

250 

1959 60 61 62 63 64 65 66 67 68 69 70 71 

DM. 100 ka WIRSING 
ha 

90 600 

75 500 

60 400 

45 300 

3D 200 

15 100 
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Herbstweißkohl und 20 o/o des Dauerweißkohls) 
vertraglich gebunden. Hierdurch ist den An­
bauern auch in den Jahren mit Tiefstpreisen 
und Absatzschwierigkeiten ein Mindestpreis 
und vor allem der Absatz überhaupt gesichert. 
Beim Weißkohl gilt bezüglich der Frachtkosten 
grundsätzlich das Gleiche wie bei Rotkohl und 
Wirsingkohl. Beim Weißkohl wird Jedoch nur 
der kleinere Tell der Ernte - schätzungsweise 
etwa 20 % - auf dem Fnschmarkt abgesetzt; es 
überwiegt die Verarbeitung zu Sauerkohl. Da 
sich nun gerade in den letzten Jahren die 
Sauerkohlverarbeitung stark nach Schleswig­
Holstein verlagert hat. haben sich die Fracht­
kostenerhöhungen hier nicht im gleichen Um­
fang nachteiligtausgewirkt wie bei Rotkohl und 
Wirsing. 

Aus den Grafiken sind bei den drei Kopfkohl­
arten die starken Ausschläge in den Preisen 

Die Erträge des Kopfkohls wurden bis zum 
Jahre 1964 allein durch Schätzungen der amt­
lichen Berichterstatter ermittelt. Seit 196 5 
werden bei einigen Kopfkohlarten repräsen­
tative Ertragsmessungen angestellt. Aus den 
Ergebnissen dieser objektiven Feststellungen 
wissen wir, daß die Erträge erheblich unter­
schätzt werden. 

Erträge ausgewählter Kopfkohlarten 

Für die amtliche Ernteberechnung werden nach 
wie vor die Schätzungsergebnisse zugrunde ge­
legt, da in den übrigen Bundesländern bisher 
keine objektiven Ertragsfeststellungen durch­
geführt wurden. 

Schätzung Messung I 

dzlho dz/ho 
Kohlort 

D D 
1965- 1970 

1971 1965- 1970 
1971 

HPrbs tw• lßkoh I 648 738 791 8<16 

Oouerw•lßkohl 435 528 629a 6QI 

Dc>uerrotkohl 351 41 6 498b 525 

I) unt• r Berücksichtigung von 10 'K. für Ern t verluste 
o) 1966 bos 1970 b) 1967 - 1970 

Sonstige Kohlarten 

Nach dem Kopfkohl kommt dem Blumenkohl 
mit knapp 300 ha 1 971 noch eine regionale Be­
deutung zu, der Rosenkohlanbau dagegen hatte 
1971 ebenso wie der Grünkohl keine 100 ha 
Anbaufläche mehr aufzuweisen . Während sich 
der Anbau von Blumenkohl zu fast zwei Dritteln 
auf das Hauptanbaugebiet Glückstädter Haum 
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konzentriert, sind der Rosenkohl- und der 
Grünkohlanbau mehr verstreut zu finden , 

D D 
1971 1960- 1965 1965- 1970 

Anbaufläche in ho 

Blumenkohl 392 368 296 

Rosenkohl 123 97 96 

Grünkohl 151 135 73 

Langfristig is~ der Trend bei allen drei Arten, 
wie die vorstehende Übersicht zeigt, fallend. 

Diese Entwicklung wird aus dem Bild für 
Blumenkohl nochmals sichtbar, Darüberhinaus 
zeigt sich kaum ein steigender Trend bei den 
Erzeugerpreisen, dafür wiederum ein großer 
Abstand zwischen Erzeuger- und Verbraucher­
preisen. Die Verteilung von Frischgemüse ist 
nun einmal sehr lohnintensiv und teilweise auch 
verlustreich . 

0-4343 

Dill 100 ka 
200 

20 

Anbau und Preise 
BLUMENKOHL ha 

500 

-:-.;;;-:"-:-c::------- 450 

350 

300 

t-I::::H""+- 250 

19~9 60 61 62 63 64 65 66 67 68 69 70 71 

200 

150 

100 

50 

~ Speisemöhren 

Die Hälfte des Möhrenanbaus und 95 o/o des 
Karottenanbaus sind vertraglich in Preis und 
Absatz gebunden. Karotten und späte Möhren 
werden ganz überwiegend industriell verarbei­
tet . Die Preise für diese industriell verwer­
teten Möhren und Karotten bestimmen auch den 
durchschnittlichen Erzeugerpreis. Lediglich 

D D 
1960 1965 

- 1965 - 1970 

1971 

derunter 
zu· Verrrogs· 

sarnmen onbou 

Anbaufläche in ho 

Möhren und Karotten &Uiommen 1 100 

doruntl!r frühe Möhren 

spöre Möhren 

Karotten 

906 815 

120 

472 

223 

441 

13 

217 

211 
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von den frühen Möhren wird noch der überwie­
gende Anteil für den Frischmarkt angebaut. 

D1e Anbauflächen von Möhren und Karotten 
schwankten in den letzten Jahren zwischen 800 
und 1 100 ha, Wenngleich die großen Anbau­
flächen der Jahre 1960 und 1963 nicht mehr 
erreicht wurden, 1st eine eindeutig rückläufige 
Tendenz bisher nicht festzustellen. 

Hülsengemüse 

Ebenso wie die Möhren und Karotten werden 
die in unserem Lande angebauten Frischerbsen 
und Buschbohnen überwiegend in der Kon­
servenindustrie verwertet. 92 % der Erbsen­
anbaufläche und 82 % der Buschbohnenanbau­
fläche waren 1971 vertraglich gebunden. 

Frischerbsen 

Buschbohnen 

Dicke Bohnen 

1971 

D D 
1960- 1965 1965- 1970 zusomm•n 

Anbaufläche in ho 

1 948 

2 046 

74 

1 765 

1 257 

126 

1 325 

1 036 

140 

derunter 
Vertrago­

onbou 

1 222 

851 

Der Anbau von Frischerbsen und Buschbohnen 
und die Erzeugerpreise hängen daher fast voll­
kommen von den Dispositionen der Konserven­
industrie ab. Die Frischmarktbelleferung hat 
kaum eine Bedeutung, ebensowenig die dort 
erzielten Verbraucherpreise. 

Die Absatz- und Ertragslage der hiesigen 
Gemüsekonservenfabriken war in den letzten 
Jahren außerordentlich angespannt. Wegen des 
teilweise ruinösen europäischen Wettbewerbs 
hat die Konservenindustrie einen harten Exi­
stenzkampf zu bestehen. Innerhalb von wenigen 
Jahren wurde aus diesen Gründen die Busch­
bohnenanbaufläche auf die Hälfte reduziert. Der 
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Frischerbsenanbau ging um ein Drittel gegen­
über dem Durchschnitt der Jahre 1960 - 65 
zurück. 

Einen Aufschwung erlebte bis zum Jahre 1969 
der Anbau von Dicken Bohnen. der ebenfalls 
eine - wenn auch begrenzte - Bedeutung für die 
Konservenindustrie erlangte. In den letzten 
beiden Jahren ging der Anbau jedoch wieder 
zurück. 

Sonstige Gemüsearten 

Die Entwicklung der Anbauflächen der übrigen 
Freilandgemüsearten. die in Schleswig- Holstein 
noch Bedeutung haben. ist uneinheitlich. Von 
den Arten. die hauptsächlich für die indu­
strielle Verarbeitung infrage kommen. wie 
Rote Rüben, Spinat und Gurken (vor allem Ein­
legegurken). wurden die Anbauflächen der 

D D 
1971 

1960- 1965 1965- 1970 

Anbaufläche ln ha 

Ratl! Rüben 132 100 114 
Kohlrabi 34 41 41 
Kopfsalat '17 21 25 
Splnot 84 25 28 

Sellerie 91 74 83 
Porree 69 70 55 
Gurken zusammen 206 83 28 
Sporgel Im Ertrag stehend 105 75 82 

Roten Rüben annähernd gehalten. während im 
Vergleich zum Durchschnitt der Jahre 1960- 65 
der Anbau von Spinat auf ein Drittel und der 
Anbau von Gurken auf ein Siebentel einge­
schränkt wurden. 

Bei den Gemüsearten. die mehr der Frisch­
marktversorgung dienen, wurden Anbauflächen 
langfristig etwa gehalten oder zumindest nicht 
so stark vermindert wie bei den lndustrie-
gemüsearten. e 
Trotz langsam steigendem Verbrauch an 
Gemüse ist also die schleswig-holsteinische 
Gemüseerzeugung langfristig zurückgegangen. 
Der Anteil der Importe an Gemüse und Gemüse­
konserven steigt entsprechend von Jahr zu 
Jahr. Hauptgrund sind der ständige Angebots-
und Preisdruck durch Importe aus anderen 
EWG- und Drittländern sowohl an Frischgemü-
se wie auch besonders an Gemüsekonserven. 
Diesem Druck konnten auf Dauer weder die 
hiesigen Anbauer noch die hiesige Konserven­
industrie standhalten. 

Da diese Situation für das gesamte Bundes­
gebiet zutrifft. ist die langfristige Entwicklung 
des Gemüseanbaus insgesamt im Bund mehr 
oder weniger ähnlich. Für spez1elle Gemüse­
arten ergeben sich allerdings vielfach regional 
begrenzte günstige Absatz- und Anbauchancen, 
"Während die inländische Erzeugung in der • 
Saison 1966/67 noch 58,7 I!Jo des gesamten 
Marktangebotes stellte, war es 1970/71 nur 
noch die Hälfte. Es ist zu befürchten, daß sich 
diese Relation in der Kampagne 1971/72 erneut 
zuungunsten des einheimischen Gemüseanbaues 
verändern wird"~ 

Dr. Matthros S,evers 

2) Gomüsebouliche Informationen 1972, Seile 34 

ERLÄUTERUNGEN: Die Quelle Ist nur bei Zahlen vermerkt, die nicht ous dem Statistischen lendesamt stammen. Differenzen zwlscnen Gesomtzohl 
und Summe der Tellzahlen entstenen durcn unabhängige Rundung; ollen Rechnungen liegen die ungervndeten Zahlen zugrunde. 
Bel Größenklonen bedeutet z. B. "1 - s•: •1 bis unter s•. Zonlen in ( ) hoben eingeschränkte Auuogefählgkelt. 
p =vorläufige, r =berichtigte, s =geschätzte Zahl, D =Durchschnitt. 
- = Zahlenwert genou Null 
0 = Zahlenwert größer ols Null, ober kleiner als die Hälfte der verwendeten El;,hell 
• ::Zahlenwert aus sachlichen oder technischen Gründen unbekannt oder aus ond.,ren Gründen nicht eingesetzt, 

Angabe noch der Bezeichnung d"s betreffenden Tobollenfacnes sinnlos 
... ::: Zahlenwert noch nicht bekannt 
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STATISTISCHE MONATSHEFTE SCHLESWIG-HOLSTEIN 
24. Jahrgang lieft 3 M rz 1912 

Schleswig-Holstein im Zahlenspiegel 

Monats- und Vierteljahreszahlen 
1970 1971 1970/1971 1971 /1972 

:\tonats· Nov. Pl.'z. Januar Okt. Nov. ()O%, Januar durchschnitt 

Bc\'OII.crung und E rwcrh~rätigkci l 

2 SI! I Bevolkerune am Monatsende I 000 2 494+ ... 2 510 2 513 2 542 ... ... . .. • 
Naturliehe Bevolkerunesbewegune 

•Eheschlleßung~n I) Anzahl 11>48 ... 1 201 1 452 946 I 642 I 091 . .. . .. 
• Je l 000 Elnw. und I .Jahr 7,5 ... 5,8 6,8 4,4 7,6 5,2 ... . .. 
• Lebcndg<'borene2l Anzahl 2 930 .. . 2 718 2 928 2 921 2 532 2 518 ... ... 
• je 1 000 Elnw. und I .Tahr 14,1 . .. 13,2 13,7 13,7 11,7 12,1 . .. . .. 
•Gestorbcne31 (ohne Totgeborene) Anzahl 2 749 ... 2 678 2 776 2 748 2 601 2 769 ... ... 
• je I 000 Elnw. und I Jahr 13,2 ... 13,0 13,0 12,9 12,1 13,3 . .. . .. 
• d runt r Im eratcn Lebensjahr Anzahl 65 ... 65 62 55 61 77 .. . ... 
• je I 000 Lebendgeborene 22,2 ... 23,9 21,2 18,8 24,1 30,8 . .. . .. 
• l.'berschuß der 0<'borencn (+) od<'r Gestorbenen ( ·) Anuhl + 1s1 I ... 40 + 152 + 173 . 69 . 251 . .. . .. 
• Je I 000 Emw. und I Jahr + O,!l ... 0,2 + 0,7 .. 0,8 . 0,3 . 1,2 ... .. . 

I 
Wanderunien • •Ober die Lnndeegrenze Zugezogene Anzahl 8 382 ... 8 736 7 277 7 855 9 516 ... ... .. . 

•Ober d•e Landesgrenze Fortgezogene Anzahl 6 381 ... 6 434 6 519 5 865 8 493 ... . .. ... 
•Wandcrungsgewlnn (+) oder -verlust (-) Anzahl + 2 001 ... 2 302 + 758 + I 990 + 1 023 ... ... ... 
•Innerhalb d s Landes Umgezogene 4) Anzahl 9 788 ... 10 755 9 1!65 10 142 II 128 . .. ... . .. 
Wanderungsflllle Anzahl 24 551 ... 2r. 925 23 761 23 862 29 137 ... ... .. . 

je I 000 Einw. und I Jahr 165 ... 178 158 160 187 ... ... . .. 
Arbeitslage 

*Arbeitslose I 000 8 9 8 10 14 9 11 14 20 
daMinter *M!inncr 1 000 5 5 4 5 9 4 6 8 12 

Offene St~Jien 1 000 24 22 20 18 19 19 16 15 15 
darunter fOr M nnl'r I 000 15 13 13 12 12 12 10 9 9 

Land" irtschafl 

Viehbestand 
*Rindvll!h (clnsehlleßllch Kllber) I 000 1 40~: 1 364° 1 407 1 364 

danmter *1\lilchkühe 1 000 496 477° 493 477 . 
•Schwclne I 000 1 774° I 667° I 774 I 667 

darunter •ZuchtGucn 1 000 183° 169
8 183 169 

darunter •trllchtig I 000 112a I06a 112 106 

1lacbtungen von lolandtleren 
•Rinder (ohne Klilbcr) 1 000 St. 34 35 45 36 35 54 -15 32 29 • *Killber I 000 St. 3 2 2 3 3 I 2 2 2 
•Schweine I 000 Sl. 200b 209 234 226 230 209 232 227 210 

da•·unt"r onnu•schlachtungen 1 000 St. 9 9 21 18 20 7 17 15 16 

SchlachtmeneenM aus gewerblichen Schlachtungen 
(obnc Gcnogel) 1 000 t 25,9 25,1 30,2 27,3 25,9 29,9 28,9 25,2 23,5 

darunter •Rinder (ohne Klllbcr) 1 000 t 8,3 8,5 10,3 8,3 8,3 13,1 10,6 '1,7 7,0 
•Kntbcr 1 000 t 0,2 0,2 0,1 0,2 0,2 0,1 0,1 0,1 0,2 
•Schwclne I 000 t 17,4 16,4 19,8 18,7 17,4 16,6 18,1 17,4 16,3 

Ourchschmtlhches Sthlacht2ewlthl lur 
Rinder (ohne K lbcr) kg 241 243 2H 239 245 251 252 247 247 
Kllber kg 61 66 52 60 59 70 64 69 65 
Schweine kg 91 82 93 90 83 82 84 82 84 

GefiQgel 6 Emgclegtc BMitclcr l 
•rar Legchennenldlken I 000 49'1 580 539 166 566 527 495 539 469 
•tnr Maslhübncrküken I OUO 911 825 1 012 923 709 753 917 769 856 

•Gcflllgclnr.lsch 7l I 000 kg 803 755 848 885 813 816 858 833 920 

• Milcherzeugung I 000 t 178 174 129 158 173 109 126 152 170 
darunter •an Molkerclen und llßndler geliefert " 92 92 90 90 91 90 90 91 92 

•Mllchlelatung Je Kuh und Tag kg 11,6 11,8 8,5 10,1 11,5 7,2 8,4 10,3 11,5 

~d von allen StaUstischen Landesämtern 1m "Zahlensplegel" veröffentlicht +) Ergebnis der Vnlkszllhlung vom 27. 5. 1970 
1) nach dem Ereignisort 2) nach dc•· Wohngemelndc der ~Iutter 
3) nach d"r Wohncemalndc des Verstorbenen 4) ohne innerhalb der Gemeinde Umgezog<'lle 
5} einschllcßllc:h Sc:hlachtrette, j~doch ohne Innerelen 6) tn Betrieben mit einem Fassungsvermögen von 1 000 und mehr Eiern 
7) aus Schlachtungen lnlllndischen GcOUgels \n Schlachtereien mit einer Schlachtkapa:tltlit von 2 000 und mehr Tieren 
a) Dezember b) Wlnterhnlbjshr 1970/71 • 16 



noch: Monats- und Vierteljahreszahlen 
1970 1971 1970/1971 1971/1972 

:llunats- Xov. Dez. I Jnnuar Okt. I Nov. Dez. Januar 
durchschnitt 

I ndu~lri~· und llanthH·rk l Industrie~ 

*Il<'sch:lftlgt•· (~!nsdtlir·ßllch tätiger fnhabe1·) I 000 191 I ... 19· 192 191 191 190 188 187 
daruntc•· *A•·b· lt<'o' 9) I 000 14.!) ... 141l 144 143 143 149 141 13~ 

•Oclclslt t" Arbc!tcrstum.l•·n 1 ono 24 110 ... 24 5511 23 874 23 204 23 800 24 026 23 381 22 039 
Lllhne lurutto) Mtll. D\l 157,2 ... ]78,7 ]81,4 160,8 173,0 188,0 187,6 170,1 

•Gebllllt>r (brutto) N!ill. fJMIO) 6G,S ... 78,3 83,1 72,5 74,3 85,2 90,0 80,5 
•Kohlcvc•rL•·auc'h 1 000 t SKF; 33 ... 37 34 29 21 23 21 15 

"Gasverbrauch 11
) Mill. Nebm 23,9 ... 25,8 26,5 28,3 23,4 25,5 28,0 26,9 

•Stadt-, Kokerei- und l"ct'llgas "vtill. Nehm 11,2 ... 10,7 10,8 10,9 6,6 6,2 6,2 5,6 
•r.rd- und Fr·ct••laas :lrill. Ncbm 12,7 ... 15,1 15,7 17,4 16,8 19,3 21,8 21,2 

'"ll<'i .. olv• t·brauch 1 000 t 04 ... 108 107 102 101 103 98 98 
*leichtes IINzul 1 000 I 19 ... 21 24 24 19 23 25 27 
•scll""'"'s lteblll 1 000 t 75 ... 87 83 78 82 80 73 71 

.,Sh·omvcrurauch Mlll. kWh 156 ... 169 160 156 174 165 !GO !58 
•Stromer:teugung 

(indus tri C!llC Eigen" !'Zeugung) Mill. kWh 37 ... 42 38 35 38 41 38 37 

•trmsat~ (ohne M ·hrwcrtstcu.-r)
121 

1\flll. OM 1 070 ... I 115 I !9-lc 984 I 230 I 353 1 459 I 043 
darurllcr •A us1~ndsumsatz JI.Ull. UM 144 ... 135 142 124 I~ 1 226 192 125 • 

Produktionsindex larbeitsta.glich) 

*Gcsamllnrlustr!t l962a100 163 .. 172 157 165 179 177 159 152 
*Bergb lU 1962•100 118 ... 117 116 118 119 115 115 110 
*Or"llndstMf- und 

PrO<Iuktl onsgOtt>rindu~trie !962=100 201 ... 185 167 20G 193 170 145 132 

• t nvr•sti tion ~gillc•r-lmlustrl • 1962 100 179 ... 197 185 176 196 100 187 179 
"'V !!l'brauchf.güte r! ndustr! e 1962• 100 173 ... 198 172 179 217 223 175 191 

:·,hrungs- und Go•nußmittelindustr ie 1962•100 123 ... 132 121 126 140 150 137 123 

at. ·rdcm 
Produkttonsindex fOr die Bauindustrio 1962 100 126 ... 148 116 83 166 136 113 . .. 

Handwerk (Meßt.!ffcrnl 13' I 
I 

oe<Beschllftlgte (dnschließlich tätiger Inhaber) 
(Ent!r des ViertelJnhJ.·es) 30.9, 1962•100 96 95 96 95 

•1 msntz (<'inschl, lllelorwertsteuer) Yj. -D 1962•100 151 171 195 218 
darunter •Uandwerkswnsatz Vj. -0 1!162•1 00 155 178 208 234 

Ölfcntlich~.: E ne rgi cvc C)O rg ung 

Stromerzeugung (brutto) Mill. k\1/h 219 ... 299 294 356 234 315 334 . .. 
.Stronwerb1·auch (einschließlich Verluste) Mlll. kWh 419 ... 499 537 554 507 548 579 ... 
Gascrzeugw1g (brutto) 

11
) Mllt. Ncbm 16 ... 19 23 27 18 N 26 . .. 

Bauwirtsduft und \X'uhnungs\\c,cn 

Bauhauptgewe1be (nach der Totalerhebung hochgerechnet) 

•Bcschaftlgte (einschlle!lllch tätiger Inhaber) Anz.thl 62 480 63 049 62 394 61 784 60 9G2 62 941 G2 282 61 573 ... 
•Geleistete Arbeitsstunden 1 oou 8 238 8 713 9 012 7 739 5 019 10 262 8 410 1 7 677 I ... 

darunter (Qr 

•Wohnungsbaut<'n 1 uoo 3 414 3 766 3 793 3 349 2 227 4 369 3 675 I 3 484 ... 
•ge., erbliche und industrielle Bauten I 000 964 1 258 993 836 813 1 339 1 246 1 048 ... 
•Verkehrs- und l![fenlliche Bauten 1 000 3 616 3 4.84 3 944 3 310 1 818 { 292 3 295 2 981 ... 

•Loluw (hrutto) 1\lill. 0:\I 66,1 78,2 74,6 69,8 41,9 90,1 77 ,& 77,3 ... 
*Gc>hft.ltor (brutto) Mlll. DM 7,0 8,4 7,4 10,1 7,2 8,4 10,5 11.2 ... 
*Umsatz (ohna !l!chrwert.ateucr) Mill. DM 170,7 217,3 228.1 372,1 119,1 227,0 241,3 429,5 ... 

•l wird von allen StaUsti>~clt(:ll Landesämtern im "Zahknr<p!<'gel" vet•öffentllcht 
8) Belriebe mit Im aJ.lg,mcinen 10 und mehr ßeschafti&teni ohn11 Bauindustrie und ohne ö!fenUielle Gas-, Wassf'r- und Ellektri.xltlltsw••rke 
9) einschließlich gewcrbllclHir Lehrling<' 

1 0) eint> t Steinkoh1celnheJ.t ISKE) s 1 t Steinkohle odf'J' -brikr.tts • 1,03 t Stf'inkoltlenkcoks = 1,45 t Braunkohlenbriketts • 3,85 t Rohbraunkohle 
11) umgerechnet auf den llclzwe~·t von 4 300 Kca1/Ncbm 
12) ohne Umsatz in Jlandelswnre und ohnr· Erlöse aus :'-lcbengeschaftcn 
13) ohne ho.ndwcrkUchc Nebenbetriebe 



noch: Monars- und Vierteljahreszahlen 
1970 1011 1970/1971 1971/1972 

Monats- Nov. Dez. Jnnuar Okt. Nov. Dez. Januar durchschnitt 

ml(h: D.tu" i"schlft und \\""ohnungs,H:~cn 
Bau&enehmlguncen 

• \\ohngeb ud~ (nur N u- und Wiederaufbau) Anzllhl 884 977 814 468 504 I 085 879 675 587 
darWltrr •mit I und 2 Wohnune n Anzahl 787 865 742 -117 450 961 760 5G9 519 

•umbautur !t11um l 000 cbm 911 I 096 776 441 576 1 251 1 021 94!) 616 
•vcnmschln&tr reine Bauko&tcn I 000 D:\1 115 158 157 576 108 264 59 800 77 273 186 321 149 092 146 506 96 273 
•Wo! nnlche 1 000 qm 174 209 151 85 110 242 196 188 117 

'"Nichtwohng~bludc (nur Neu- und Wiederaufbau) Anzahl 181 157 154 132 117 190 161 135 95 
•umbaulcr Raum 1 000 cbm 794 6~8 507 745 481 794 684 511 289 
•veranschlagt• reine Baukosten I 000 DM 75 1581 72 917 6& 639 73 -167 37 917 87 794 50 427 61 818 31 910 
•Nutzn5ch I 000 qm 142 126 92 117 87 157 117 107 56 

•\\ ohnung• n insgesamt (alle ßaumaßnahmcn) An2nhl 2 3&71 2 880 1 917 1 09& I &62 3 512 2 698 2 659 I 628 

SaufelUgsteilungen 
Wohnung n 141 

Anzahl I 837 2 356 l 683 12 074 718 I 522 I 929 16 212 973 
Wohnrnumc Anzllh1 7 7821 9 876 6 723 51 469 3 100 6 565 8 369 65 727 3 916 

lfanJd unJ G.l~!ßt:\H:rh~: 

Ausruhr 
•Ausfuhr insgesamt MiU. DM 180,5 214,G 165,1 199,4 152,4 229,1 280,2 228,0 . .. 

davon COt r d r 
•Ernlihnmgawirtachafl Mlll. DM 23,8 29,2 25.11 28,9 19,3 38,6 28,9 30,3 ... • •gcwr>rbllchcn Wlrtschlltt l\1111. Dllt 156,7 185,4 139,6 170,4 133,1 190,6 251,3 191,8 ... 

davon •Rohstorr Mlll. DM 3,9 3,7 4,1 3,3 3,3 4,0 4,3 4,9 ... 
• Halbwar"" Mlll. DM 12,8 11,5 10,9 14,7 10,4 11,0 7,5 10,6 ... 
•Fr>rUgwart:n llfill, 01\1 t4o,t 1 170,2 124,6 152,5 119,4 175,6 239,6 176,3 ... 

davon •Vor·crzeugnisse :\1!11 . DM 14,3 15,7 14,2 15,6 12,6 18,4 14.7 16,7 ... 
* Enderzeugnisse Mlll. Dl\f 125,8 154,5 110,4 136,9 106,8 157,2 224,9 159,6 ... 

nach ausccwllhlten Vcrhrauchslllndcrn 

•EWG-LIIndcr· Mill. DM 54,2 65,4 59, 3 6!1,2 50,8 109,5 65,6 74,3 ... 
darunter Italien MtU. UM 14,8 19,9 20,5 17,4 11,3 57,7 19,1 19,9 ... 

Niederland M 11. DM 18,9 21,9 18,5 20,7 15,5 28,9 24,6 30,2 ... 
•EFTA·Ulndcr Mlll. DM 55,3 a8,0 45,4 53,0 89,0 65.4 110.5 84,2 ... 

darunter D!lne.mark Mlll. DM 11,2 17,0 10,8 15,4 12,4 15.3 12,0 15,8 ... 
Crollbrltannl~n IIUU, DM 12,7 12,6 6,0 7,3 4,3 7,1 68.2 7.G ... 
Norwcc n Mlll. DM 8,5 3,0 3,7 7,3 2,7 4,3 6,7 5,4 ... 
Schweden 1\UU. Dl\1 8,8 8,3 10,0 6,9 6.7 11.0 8,1 11,5 ... 

Handel m1 t Sertln (IVesO 
•BezUge Schleawtg-Ho1stclna 1 000 DM 32 072 32 015 33 G44 26 966 30 015 35 608 31 003 33 571 c 

·c 
•Ucfernng n Schleawlg-llolatelns 1 000 DM 36 C73 36 034 42 947 37 393 34 739 48 050 45 22S 35 2G5 . 

• lrulu de1 Elnzelh3ndelsumsltze 
(e nschlldllch Mcnrwertsteuer) 1970 100 ... ... . .. ... ... ... . .. . .. . .. 

• Index der Gast&el''elbeumS~tze 
(cinachlleßllch Mt-hrw rtatcuer) 1970• 100 ... ... ... . .. ... ... ... . .. . .. 

Fremdenvelllehr rn 136 Senchtsaememden • •Fremd nmcldungcn I 000 189 p 190 73 67 61 p 121 p 77 ~ 66 p 59 
danontc1 •von Aus1andsglslcn l 000 20 ~ 19 9 9 6 p 16 p 9 ~ 7 p G 

• Fr~mdl'nUborn:.chtungl!n 1 000 1 514 p I 546 241 222 216 p 528 p 260 p 225 p 222 
darunter '"von Auslandsgliaten 1 000 41 iP 40 18 18 13 p 29 p 17 IP 15 p 13 

\'crkchr 
Seeschi l!ahrt 

GUt<'r mpfa.ng I 000 t 1 329 ... I 102 1 253 1 034 I 256 ... . .. . .. 
GUterv rsnnd I 000 t 547 ... 504 518 458 519 ... ... . .. 

Brnnenschrllahrt 
•GUter mp!ang 1 000 t 259 253 283 315 207 241 250 268 20G 
•GUtervcr nnd 1 000 t 373 387 404 354 178 452 359 348 194 

• Zulassungen labl Jmeue1 Kraftlahrzeugc Anz.ahl 7 817 8 001 7 291 7 152 5 865 8 166 7 206 5 352 ... 
darunter 
Krnftrldcr (elnschll Bilch Motorroller) Anzahl 24 36 7 111 5 20 11 15 ... 

•P<>rson nkraftwngen 15) Anz.>h1 0 025 7 126 6 473 6 386 5 195 7 295 6 340 "588 ... 
•Lastkraftw gen Anzahl 502 471 454 466 398 420 499 388 ... 

Sl1aßenverkeh1sunfJIIe 
•t.:nflllc mlt Pcraonenscbnden Anzahl I •104 1 436 I 476 1 594 I 102 I 589 1 •188 I 4091p I 187 
•c: cWtetc Personen Anznhl 74 76 84 84 68 92 94 "19 p 72 
•Verletzt Pl!rsonl"n Anzahl I 933 I 972 1 936 2 200 1 -184 2 135 2 025 I 687 p I 576 

*l wird von allen StaUsUathen l..nndesli.mtcm Im" Zahlenspiegel' Vtlrötfcntllcht 
14) Zlmm~r mit (l und mebr qm Fliehe und nllr KUchen 15) t'lnschlleßllch Komblnatlonskrartwagen 
c) Ist ah Januar 1972 n!cht mehr nnth Lindern g~glledcrt 



noch: Monats- und Vierteljahreszahlen 
1970 1971 1970/1971 1971 1972 

1\lon .. ts- ;o;ov. O,;z. Januar Okt. NöV. Dez. Januar 
durchschnitt 

G~IJ und Kn:dit 

Kredite und Einlagen 
16) 

*Kred1 t~ 17) 1111 Nichtbanken in,;g<samt 
(Sland am Jnht• s- b11.w, Monat,;cnd•'l Mtll. I> !VI lC 502 17 984 IG 055 16 502 !6 602 17 933 IR 183 17 984 ... 

danmlcr 
~l~r~dltc 17) nn lnltind!JSche Nichtbankc.n ~1111. rnt 17 280 ... 

•l<ur·zr.-lstlgc l{t•c-clitc- (bis zu 1 Jahr) Mill. Tl 'II 3 933 ... 
~'an tJntt·rneh1nen~ PrlvatpCr!:ionen Mill. DM 3 904 ... 
• .. n öffpntli<-h" llnushaltu Mill. DM 29 ... 

*mittßlfr·,sttge Kredite 11 bh 4 Jahre) Mill. 1)~1 1 432 ... 
*an I at~r·nehmen. Prlvatpt-rsonen Mill. UM l 358 ... 
*nn öfft·ntliclw Hauahahe Mlll. D!\1 74 ... 

•langfrlaUg<- I< t•edi lt: 
(mehr nls 4 J altre) Mlll. DM 11 915 ... 

•an Untcrnehm•·n, Privatpersonen Mlll. DM 10 2Z2 ... 
*nn öffcontUch• Haushalte M11l. Dl\1 I 693 ... 

*Einlagen und nufgenomme.ne Kredlte
171 

von Ni<:htbanken 
(Stand am lllhr~ - bzw. MonatsC!ndcl ~Ull. DM II 28H 14 258 10 831 11 2RB 11 413 12 244 12 425 14 258 ... 

•Sichtclnlagen un<l TermlngeldPr Mill. DM 5 478 7 764 5 305 5 478 5 566 6 105 6 257 7 764 ... 
~von Unternehmen, f>rivalp<>rsonen Mlll. DM 3 871! 4 487 3 728 3 870 3 954 4 433 4 524 4 487 ... 
~von öffentlichen !lnust.alten Mill. DM 1 608 3 277 I 577 1 608 I 612 I 672 I 733 3 277 ... 

'~'Sr'llrelnlagen l'vUil. 1)!\1 5 810 (i 495 s 526 5 810 5 846 6 139 6 168 6 495 ... 
*b<·t Sparkassen Mill. OM 3 686 ~ 049 3 506 3 686 3 697 3 835 3 852 4 049 ... 

IQ<Gutsehrlftcn aur Sparkon!Ptl 
(~lm;dtl!Pßlleh ZlnSglltschrl!tcn) Mill. DM 318 353 :!60 633 417 283 308 732 ... 

*La&Lschrl!ten aur Spnrkon!Pn MUI. 0:\1 274 296 238 3-19 381 259 278 406 ... 

Zahlungsschwierigketten 
*l<onkursc 

(ervfln<·l< und matlgPls Masse ahgc1dmle) Anzahl 12 12 12 lU 10 13 11 1? ... 
*V <.>rgle!C Ii svrrro Ii ren Anzahl l 0,7 1 3 2 - - 1 ... 
•Wechs<•lproteste (nhnc eil" be! der Posl) Anznhl 449 357 440 415 341 3·10 308 33~ ... 

owechse1summP. Mill. UM 1,136 1,064 0,962 1,170 0,938 1,35? 0,626 0,918 ... 

Steuern 

Steueraufkommen nach Steuerarten 
~66 929 *Gl'm!!lnscl•artsstP.uern I 000 DM 224 573 182 319 491 530 236 935 206 356 297 SI 0 410 921 310 951 

*St••Ut'nt vom Einkomm<·n I 000 DM 152 308 186 345 lOG 291 408 712 132 070 127 697 215 087 324 915 181 437 

~LohnBt('UC!" 18) I 000 0:1.1 97 946 126 774 107 427 235 354 121 698 117 833 195 636 155 294 156 771 

•vercm.lu.gte Einkommensteuer 1 000 DM 40 050 45 774 - 4 478 ll9 087 8 086 6 420 6 104 144 !56 17 701 

*nichtvcrunlagtc Steuern vom Ertrag 1 000 DM I 613 I 651 I 081 2 259 I 583 981 1 4 048 I 094 2 231 

*KIIrperschnftsteuc·r 18) 1 000 DM 12 G99 12 1-!7 2 261 52 012 1 504 2 463 9 299 24 371 4 733 

• 
*St!!ucrn vom Umsatz 1 000 Oll! 72 265 80 583 76 028 82 817 103 965 78 658 82 424 86 007 129 514 

•umsatzst<'uer I 000 DM &2 564 59 882 53 670 so 759 86 215 58 091 60 580 65 466 109 5'30 

•Etnruht·umsatzsteuPr 1 000 DM 19 701 20 702 22 358 2Z 059 17 750 20 567 21 84-1 20 540 19 984 

*Bunde ssteuer11 1 000 D~t 84 313 90 364 80 572 108 237 58 I 08 83 528 83 945 122 593 62 766 

*Zölle 1 000 DM 8 419 9 428 9 706 II 899 8 236 9 665 10 395 10 235 8 278 

~~<Verbrauchsteuern (ohne Biersteucr) 1 000 DM 70 630 71) 362 66 911 51 373 46 182 70 041 an ~97 103 122 49 876 

*Landessicu ..... rn 1 000 DM 2·1 387 25 763 30 900 21 064 23 212 20 651 33 4411 20 391 25 024 

*Vermögensteuer 1 000 01\I 5 607 5 272 13 652 2 201 ] 644 Sol 13 572 756 931 

•Kraftfaht·zeug teuer 1 000 ll~l 13 205 14 ,162 12 007 13 074 16 301 14 619 13 728 13 846 17 927 

*BI ersteuer I 000 DM 9811 1 1)13 977 1 007 966 1 028 969 953 I 025 

*G<•mclnde>lteu"'m im Vierteljahr l ooo DM 125 325+ 14~ :~~: 137 714 151 228 

•Grundsteuer A 19) 1 ooo DM 7 232. 6 262 8 960 

*Grundsteuer B 20) 1 000 DM 21 027+ 22 200+ 21 890 20 777 

•Gewerbesteuer nach Ertrag und 
74721+ 86 515+ Kapltnl (bl"\1\tO) 21) 1 000 DM 84 726 99 792 

• l..obniNmmensteuer 1 000 DM 10 846+ 12 259+ 11 731 ll 9&-1 

Steuerverlei Jung auf die Geb1etskö1perschatten 
fl27 530 *Steuor·etnnahmcn des Bundes 1 000 DM 202 059 179 727 308 246 192 964 211 592 213 571 340 803 235 977 

•Ante1l an den St!luem vom Einkomml!n 1 000 DM 62 305 74 647 45 939 129 273 57 400 55 151 71 929 141 496 78 505 

•Anteil an den Steuern vom Umsatz I 000 0!11 50 586 56 408 53 216 57 972 72 775 55 061 57 697 60 205 90 660 

*Anteil an der GC!werbest"uerumlage I 000 PM -1 855 G 110 - 12 764 4 679 17 853 - 16 509 4 045 

•steuereinnt<hm<'n des Landes I 000 DM 140 434 174 G64 120 256 301 327 167 369 151 549 207 587 232 469 190 639 

•Anteil an den Stell<'Nl vom EinkommE'n l 000 OM 69 857 86 188 45 939 219 901 57 400 55 151 110 419 141 496 78 505 

*Anteil an den Steunrn vom Umsatz 22) 1 000 DM 41 334 56 603 43 416 47 597 82 077 57 895 63 720 54 072 83 OG5 

*Anteil an der Gewcrbesteue1-u.mlage 1 000 DM 4 855 6 110 - 12 764 4 679 17 853 - 16 509 4 045 

*Steucreinnahmen der Gemeinden und 
147 429+ 185 026+ Gem<:tndeverbtlnd<! l 000 DM 186 445 232 356 

•Gewerbesteuer nach Ertrag und 
52 182+ 43 261 t Kapitnl (netto) 23) 1 000 DM 52 978 31 068 

•Anteil an dor Lnlm- w1d 
veranln cn Einkommensteuer 1 000 DM 44 644+ 87 810+ 80 479 149 852 

Fußn•Jtcn siehe ntlchste Seite 



Schluß: Monats- und Vierteljahreszahlen 
1970 1971 1970/1971 1971/1972 

.Monats- Nuv. Dez. Januar durcha<'lmlt\ Okt. Nov. Dez. Januar 

Prci~l· I 
Pre1sindexzrlfem rm Bundeseebrei 

I:inkaufsprl'ls~ !Or Auslandsgüter 1962 100 to7,2 I ... 106,6 106,5 107,9 103,3 103,7 104,4 ... 
Verkaufspreise !ür AusfuhrgOter 1962•100 116,6 ... 118,0 118,3 119,9 121,6 121,5 121,6 ... 
Orundstoffpre!ru.• 24) 1962•100 104,3 ... 103,4 103,4 104,0 105,2 r 105,4 lOS,6 ... 
Erz~ugcrprt'!&c 24 Industrieller Produkte I 

24 1962•100 

'"·'l 
112,5 109,1 109,6 110,9 113,1 113,1 113,3 tl~.o 

landv. I rtschaftlicher Produkte I 1961/63•100 106,2 98,1 96,6 96,0 96,R 103,6 p 104,3 p 106,1 ... 
*Prelslndox für Wohng<'blludl", 

Bauleistungen am Gebliude 25) 1962•100 147,4 162,7 151,8 166,2 ... 
Einkaufspreise landv.1rtschafUlcher 

I OS,ßd 110,8t 109,s 1 ßctriebsrnittel (Ausgab<"nlndt'x) 24) 1962/63•100 108,9 110,5 114,7 llol,7 115,2 ... 
Eln~l"l.luondclsprt'lse 1962•100 112,5 118,0 113,6 114,1 I 115,3 119,1 119,7 120,1 121,1 

• Pr<·lsindex !Or die L~benshaltung26) 1962•100 123,7 130,4 124,8 125,2 126,6 132,0 132,5 133,1 13.,3 
darunter fOr 

•Nahrungs- und Genußmlttel 1962 •I 00 117,4 122,6 116,9 117,2 118,8 123,2 123,8 124,6 126,0 
Kleidung, Schuhe 1982•100 118,0 12!i,2 120,5 120,7 121,7 127,7 128,4 128,7 129,9 
Wohnungsmieten 1962•100 168,5 178,5 171,9 172,2 173,3 181,6 181,8 182,2 183,4 
Elektriz.I!At, Gas, ßr<'lUlsto!fe 1962•100 124,4 131,0 127,5 128,1 129,5 133,0 134,3 134,9 137,5 
Obrig Waren und D!cm;tleistungen 
für die Hausha1tsf!lhrung 1962•100 114,1 J20,6 l16,2 116,6 117,4 122,7 123,0 123,3 124,1 • lohne und Gdült~::r 27

' 

Albeiter 1n lndust1ie und Hoch· uod Tiefbau 
nruttowochcnverdlcnste 

•rnnnnl ehe Arbeiter DM 297 337 322 352 . . .. 
darunter •Pachal"bc!ter DM 318 359 344 374 ... 

•weibllchc Arbeiter DM 178 lOB 185 206 . . ... 
darunter •lllltsarbeltcr DM 173 1!13 181 200 ... 

Bruttostundenverdienste 
*rnllnnllche Arbeiter D:\1 6,55 7,48 7,15 7,73 ... 

darunter *f'ncharbelter DM 6,98 7,94 7,60 8,22 ... 
*weibliche Arbeiter Dl\1 4,32 4,83 4,59 4,95 ... 

darunter •nnrurbciter DM 4,17 ~.68 4,47 4,77 ... 
neuhJt( \\ ocht'nnrbeitsz:, !t 

mllnnllche Arbcttcr Std. 45,3 45,0 45,0 45,5 . ... 
weibliche Arbeiter Std. 41,2 41,0 40,4 41,6 ... 

I Oole!stetc Wochenarhclta:tcit 
42,4 I mlnnllche ArbeHer Std. 41,3 40,0 40,9 . .. 

weibliebe Arbeiter .Std. 36,8 35,0 35,8 39,0 . .. . 
An&estellte, Brutt~monatsverdienste 
in Industrie und Hoch- und Tiefbau 

Kau!mllnnlscbe Angestellte 
•mll.nnllch DM I 4SJ I 638 . 1 550 I 670 . ... 
•wclbllch DM 946 1 076 1 016 I lOG ... 

Terhni&cbc Angestellte 
*mllnnllch DM I S70 I 765 1 699 I 792 ... • •weiblich 0',1 9G6 1 088 1 042 I 123 ... 

Ln Handel, Kredit und Versicherungen I 
Kaufmlinnisrhe Angestt llte 

I •mlinnllch DM I 270 l 412 1 333 I 445 ... 
•weiblich DM 795 884 I 841 891 ... 

Technische Angestellte 
mlilmllch DM I 437 1 598 I 614 I 593 ... 
weiblieb DM (911) (991) . ... 

ln Industrie und Hnndel zusammen 
Kaufmlinn!scb Angestl'llte 

mllnnllch DM I 329 1 484 1 404 I 519 . ... 
weiblich DM 839 930 . 893 950 . .. 

Techntsche Ang stellte 
mlnnllch DM I 572 1 755 1 694 I 779 . ... 
weiblich 0:-.1 9G5 I 085 1 139 1 118 ... 

•J Wird von allen StaUstischen Landealmtern Im "Zo.hlensp cgel" vcMifft.:nU!cht +) • VIerteljahresdurchschnitt 

16) Die Angaben umfassen die ln Schleswig-Holsteln gelegenen !'>tedcrlassung n der zur monatlichen ßl!nnutatlstik b<richt nden KrediUnsUtute: 
ohne Landeszontn.lbnnk, die Kreditgcnosacnschart<m (Ra!rfcisen), dorcn ßllan:taumme am 31. 12.1967 wmlger nls 5 Mlll. DM betrug sowie 
ohne die Postscheck- und Postsparkassenllmter 

17) clnschlleßllch durchlnut<'ndar Krcdi to 
18) nach DerOcksichtigung der Einnahmen und Ausgaben aus der Zerlegung 10) Grundateucrbetelllcungsbetrlge abg<"gllchcn 
20) einschlleßllch Ot-undstcuerbclhllten fQr Arb~>iterwohnst~tten 21) Gcwerbesteuerausgle!chszuschOssu oltg glichen 
22) Umsatzsteuer· Nach der vorllurtgen Bemessung der .Lilndorantc!le an der Umsatz11teuer gamäß S 2 und S 14 Aba, 1 des Gest t:tco Ob~r dt n 

Finanzausgleich z ... lacbcn ßund und Llindem vom 28. 8. 1969. Elntuhrumsntzsteuer: Abschlagzahlungen gemn!l S 2 Abs. 5 der ersten 
Verordnung :.ur OurchfOhrung des Gesetzes Ober den Finanzausgleich zwisc-hen ßund und L::lndem vom 30. I, 1070 

23) nach Abzug der Gewerbesteuerumlage 24) ohne Umsatz(Mchrwert)stcuer 25) nur Neubau 
26) 4-Pcrsoncn-Arbe!tnehmcr-Haushalt mit - 1962 - rund 750 D:\1 munntllcher Lebenshaltungsausgaben 27) Efft•ktlvvcrdicnstc 

d) WirtschaftSJahr 1969/70 (Jull -Juni) e) Wirtschaftsjahr 1970/71 (Juli -Juni) 



Jahreszahlen A 
erscheint im monatlichen Wechsel mit B 

Bevölkerung!) Im Erwerb.sleben tätige Personen2) 

Einwohner Heu-nts- Geburtr·n- Sterbe- Oberschuß Wande-
Land- produzle- Handel ins- und Dienst-.Jahr (Jnhres- ziffer z;iffer U.Uer der rungs- gesamt Forst-

rendes und 
Ieistungen millel) Geborenen gew1r'ln 

wirtschalt 
Gewerbe Verkehr 

fn I 000 
Ereignisse je 1 000 Einwohner 

in 1 000 in 1 000 

1966 2 457 8,4 18,7 12,1 16 18 1 003 llll 389 218 280 
1967 2 487 8,1 18,2 11,9 16 ll 971 119 358 213 280 
1968 2 515 7,9 17,4 12,8 12 17 979 118 ~75 208 278 
1969 2 545 7,5 15,9 12,8 8 21 992 117 373 214 288 
1970 2 567 7,2 13,7 12,8 2 24 1 003 115 386 215 286 

Öffentliche allgemelnbtidende Schulen VolkJ> einkommen 

SchUler· am 15, 10. Schulabgänger in 'fo Bruttoinlandsprodukt 

Real- in jeweiligen Pl"eisen Netto-

Jahr 
Volks- schulen mit in inlands-

und und Gym- weniger mit 
mit jii.brllche 

Preisen produkt 
Sonder- Aufbau- nab'ien Als Volks-

mittlerem 
mit 

Zuwachs- DM' je von 1962 
sehulen zugs- Volks- sohul- Abitur ln 

klassen schul- <1bschluß Abschluß Mill. DM rate Ein-
in Mil}. DM wobner 

a.bschluß 
ln% 

Mill. DM 
in 1 000 

1966 23la 4la 378 
26 45 23 7 

1967 221 44 43 22 46 23 9 
19.68 228 46 46 22 45 24 9 p 18 997 p 7 554 p 16 290 
196fl 236 49 49 21 45 24 10 p 20 921b p lO,lb p 8 22lb p 17 253b 
1970 p 24U p 51 p 50 p 22 p 45 p 24 p 10 23 228 ll,O 9 049 17 800 

Landwirtschaft 

Viehbestand am 3. 12. Scblac,htviella.ufkommen Kuhmilcherzeugung Ernten in 1 000 t 
11us eigener Erzeugung 

hhr 
Rinder 4) 

ins- darunter 
Sch1vcine Hühner3) kg 

ZuCker-
gesamt Milchkühe Rinder Schweine 1 000 t je Kub Getreide Kartofteln 

rüben und Jahr 

ln l 000 in 1 000 

1966 1 393 511 1 689 5 261 417 2 395 2 112 4 183 l 264 459 521 
1967 1 395 513 1 752 5 035 'H8 2 506 2 139 4 188 1 407 515 533 
1968 l 410 519 1 668 4 825 417 2 641 2 183 4 256 1 608 396 535 
1969 1 430 518 l 680 4 966 418 2 679 2 210 4 262 1511 260 487 
1970 1 407 496 l 774. 4 920 476 2 744 2 139 4 232 1 350 414 565 

Industrie 5) 
Bau-

Beschäftigte Umsatz6) 
haupt-

(J ahresmittcl) EnergteveJ;"brauch gewerbc. 

Arbeiter- Löhne Gehälter 
Produk-
tlons-

J!lhr stunden 
Kohle Heizöl index Beschll!-ins- ins- Auslands-

gesamt 
A~!Jclter 

l.n gesamt wnsatz ins-
8) tl.gte 9) 

Millionen 
l 000 

gesamt schwer am 30. 6. 
Bruttosumme t SKE 1962~ 100 

in 1 000 in Mill. DM Mlll. DM 
7) 1 000 t in 1 000 

1966 178 139 273 l 266 504 9 465 1 331 57G 937 787 123 G8 
1967 !71 132 253 l 230 624 9 850 l 289 507 952 791 127 62 
1968 )75 134 264 l 344 583 10 4.18 1 549 482 968 780 140 83 
1969 184 141 278 1 550 674 11 797 1 883 4.90 1 058 842 157 63 
1970 191 145 289 l 887 799 12 840 l 725 400 1 130 906 162 64 

l) 1970: vorläufiges Ergebnis; bel"echnet nach dem Bevölkerungsstand vom 26. 5. 1970 
2) Ergebnisse der l'fo-Mikrozensuserhebungen S) ohne Trut-, ;f'ex-l- und Zwerghühner 
4) gewerbliche und Hausschlachtungen, einschließlich des ilbergebietlichen Versandes, ohne Ubergebletlichen Empfang 
5) Betriebe mit im allgemeinen 10 und mehr Beschäftigten (monatliche Industrleberichterstattung); obne Bauindustrie und ohne öt:fentliche 

Gas-, Wasser- und Elektrizitätswerke 
6) ohne Umsatz in Handelsw~e. <1hne Erlöse aus Nebengeschä.!tl!tl und seit 1968 ohne Un)satzsteuer 
7) einet Steinkohleelllheit (SKE) = I t Steinkohle oder -briketts = 1,03 t Steinkohlenkoks = 1,45 t Braunkohlenbriketts 
8) a~beitstäglich 9) etnschUeßlich unbezahlter mithelfender Familienangehöriger a) am 2, 5. b) erste vorläulige Ergebnisse 



Kreiszahlen 

BevOlkerungavcrlndcrung 
StraBenverkehrsun!Alle 

BevOlkerung am 31. Oktober 1971 mlt Personensduldcn im Ja.nuar 1912 Im Ok-tober 1971 
(vorll!ufigc Zahlen) 

KREISFRI:IE STADT Verlinderwtg 
t~rschuß Wandc- Bev!lllce-

gegenüber 
der rungs- rungs-

Krclfl las- Gtb<>rWI.'n gewinn zunahme 
Get6tcte21 VorJahres- Unfl!lle Vcrlcb.tc 

gtsamt Vormonat monat 1) 
oder oder oder 

Gestorbenen -verlusl -abnahme 

in % 
(-) (-) (-) 

FLENSBURG 95 261 + 0, 1 - 0,2 - 23 112 89 37 I 48 

h.,EL 270 10<1 - 0,2 - 0, 4 - 86 - 360 - 446 125 6 161 

L(BECK 240 104 - 0,1 + 0,2 - 65 - 203 - 268 104 4 116 

~EU\fO'NSTEH 86 301 + 0,0 + 0,2 - 9 25 16 42 4 S4 

D1thmaracl>en 133 886 + o.o - 0,2 13 50 63 61 5 79 

Flensburg-Land 73 646 + 0,3 .. 1,9 9 240 249 •U 4 53 

Hz~:t. Lauenburg 145 093 - 0,0 + 1,4 - 22 2 - 20 63 5 98 

Nordfriesland 160 599 - 0,4 .. 1,7 25 - 628 - 603 65 8 87 

Ostholstctn 182 233 + 0,1 .. 2,4 13 79 92 83 5 104 

Pinneberg 246 531 .. 0,1 + 2,9 45 270 315 102 1 139 

PIOn 109 338 .. 0,1 .. 2,0 26 72 98 57 9 84 

Rendsburg-EckemfOrde 227 564 .. 0,2 + 1,2 - 10 510 500 115 6 153 

Schleswlg 100 865 - 0,1 .. 0,9 - 9 - 116 - 85 41 2 66 

Seg berg 174 777 + 0,3 .. 4,3 &9 511 570 85 5 117 

Steinburg 132 849 + 0, 0 .. 0,7 - 33 53 20 66 5 77 

Stonnarn 162 988 + 0,2 + 2 ,7 - 2 346 344 100 2 140 

SchleJSwlg-Holateia 2 542 139 + 0 ,0 + 1,4 - 89 1 023 9S4 I 187 72 1 576 

Industrie 
31 Krartrahrzeugbcntand 

am 1. Januar 1972 

KREISFREIE STADT Beschllftlgte Umaatz4 ) 

Betriebe 
nm 31. Dezember 1071 im 

Pkw 51 Krcls Dezember 
am 1971 insg.samt 

31.12.1971 Anzahl 
je I 000 

in 
Einwohner MiU, DM 

FLEN'SBI HG 72 8 495 89 94 24 855 22 548 

• KIEL 147 31 796 118 203 71 457 64 803 

I,UBEC.:K 148 30 817 128 219 58 672 52 324 

NEt;MONSTEH 69 10 645 123 36 23 979 21 344 

Dithmarschen 59 6 130 46 77 43 298 33 24 I 

Fl!'llaburg-Lnnd 32 I 002 14 8 27 002 20 746 

llzgt. Lauenburg 97 9 445 65 49 43 329 35 995 

Nordfriesland H 2 432 15 28 64 044 42 350 

Ostholstein 75 5 665 31 3S 55 714 45 424 

Pinneberg 227 24 639 100 175 72 878 63 294 

Pllln 49 2 148 25 36 36 294 29 162 

Rcndsburg-EckemfOrdc 124 11 593 51 98 71 277 56 922 

Schleswig 39 3 540 35 51 32 916 25 535 

Sl"gcberg 170 13 531 77 97 64 662 53 438 

Steinburg 92 11 058 83 70 40 877 32 609 

Stormarn 122 14777 91 183 51 446 44 088 

Schleswlg-Ho1steln 1 566 188 313 74 1 459 772 790 843 823 

~h dem Geb!etutand vom 31. Oktober 1971 
2) einschließlich der innerhalb von 30 Tagen an den Unfallfolgen verstorbt•nen Pe•·soneo 
3) Betr1ebe mit Im nllgt>mcincn 10 und mehr Beschlltlgtrn: ohne Ba.uindustrll' und ohne Offentliehe Gas- , Wuser· W1d Elektrir.ltllt11werke 
4) ohne Umsah. in Jlondclswarc, ohne Erlöse aus Nebengeschllften und ohne Umsaluteuer 
5) einachllcßllch Kombinationskraftwagen 
Anmerkung· Foo1ne ausführliche Tabelle mit 131 Krelszab1en, die von allen Statistlachen Landesämtern gebracht werden, erscheint ln Heft 5 u. 11 



Zahlen für die Bundesländer 
Bev lkcn:na: Bcschi!I· Kuhmllcherzeu&Ung 

•VIehbe5tllnde am 27. Mal 1970 Ugte m Dcumber 1971 
orrcne au !An-

Verinderune Stellen disehe darunter 
Schweine 

Rindvieh am 3. 6, 1971 

Land 
gegenuber am Arbeit- an 

Insgesamt 
31.12. nehrncr Meierelen kg Milchkühe 

tn 1 000 vz vz 1971 am 1 000 t und Je Kuh am Insgesamt (elnschl. 
1950 Hl61 in 1 000 30. 9. Hlndler und Tag 3.9.1971 Zugkllhe) 

1971 gcllefert 
in~ in I 000 In~ in l 000 

Sc:hleswlg-llol~lcln 2 4:14 _ 3,9 I .. 7,6 15 ll3 152 !ll 10,3 I 802 I 478 472 

llamburg I 794 + 11,7 - 2,1 18 GfJ 1 ... s,e 17 17 5 
Niedcrsnchsen 7 0 2 .. 4,2 + 6,6 42 1311 3U3 . .. 9,7 6 200 2 9(;5 999 
Bremen 723 + 29,4 .. 2,3 6 18 1 ... 10,1 11 20 6 
Nordrheln-Weatfalcn 16 914 + 28,1 .. 6,3 127 628 220 ... 10,1 4 4i0 1 &79 705 
IIessen 5 382 .. 24,5 .. 11,0 43 266 94 ... 9,1 1 491 IJ38 350 

Hhelnland-Ptolz 3 G4:i ... 21,3 ~ 6,7 19 73 69 ... 8,9 810 733 262 
Had, n-WOrttemberg 8 895 + 38,3 + 14,G 79 6&2 199 ... 8,6 2 168 I 834 735 
Daycm 10 479 + 14,1 .. 10,1 70 363 625 ... 8,8 4 451 4 458 1 940 
Saarland 1 120 + 17,2 4,4 4 29 8 ... 9, 82 74 28 
Berlln (W ca t) 2 122 - 1,2 - 3,4 16 76 0 ... 14,6 . 
Bundessebiet 60 651 + 19,4 + 7,9 438 2 241 1 5'14 ... 9,3 21 501 14 497 5 SOl 

lndustrie1) Bauhauptgewerbe 
Wohnungswesen 
Im Oktober 1971 

ßcschl!rtigte Umsatz21 Produk- Desch !tlgte zum Bau genehmigte rerUgge•trllte 

Land am 30. ll.lll71 Im Noem r 1971 Uons- am 81. 10. 1971 Wohnun&en Wobnungen 
Index 3) 

je 1 000 
Aus- 1962•100 

je 1 000 je 10 000 je 10 000 Iands- lm in 1 000 Em· M1ll. DM urnsatz Nov. 
in I 000 Em- Anuahl Ein- Anzahl Ein-

wohn er ln 'Yt 1071 
wohn er wohn er \\Ohner 

Scl,leswic-llolstrin 190 75 I 353 17 177 63 25 3 512 13,7 1 522 5,9 

llatnburg 202 113 1 768 14 127 45 2S I 630 9,0 I 154 6,4 
Niedersachsen 797 111 4 862 21 161 181 25 6 656 9,3 4 875 6,8 
Bremen 102 140 812 13 203 23 31 419 5,~ I 223 16,2 
Nordrheln-Westtal('n 2664 156 16 828 19 156 394 23 17 021 9,9 12 230 7,1 
Hessen '150 137 4 039 21 174 144 26 5 659 10,4 I 995 3,7 

Rhelnland-Ptalz 409 111 2 828 20 247 90 25 2 803 7,9 2 333 0,3 
Bad n-WOrtt mberg 1 580 175 8 233 19 1'12 247 27 10 009 11,1 12 033 13,4 
Bayern 1 385 130 7 457 18 181 315 so 15 469 14,5 9 528 9,0 
Saarland 173 154 776 31 1'10 23 21 S86 5,2 457 4,1 
B rUn (\'.est) 247 118 1 407 9 148 46 22 2 093 9,6 3 6'13 1'7,2 

Bundeseebiet 8 4!19 138 49 384 19 1'11 I 572 26 65 947 10,7 61 023 8,3 

•Ktz-n..,stand4) Straß nverkehrsunrlillc &) mlt Bestand 
am I. Juli 1971 p rson nschad n Im Nov mber 1971 an Steuer Ionahmen 

Spar-
einlagen 71 des I des d r 

l..and lns- Pl-.-w5) 
Vcrun- sm Lnndes Bundes I Gerneloden 

gesamt glUckte 31. 10. 
UnfiUl!! G tötete Verletzte je 1971 im 3. Vlt rtcljahr 1971 

100 in DM 
I.Jn!lille je 

in 1 000 Einwohner in DM j E nwohnor 

Schleawig-llolstt:in 754 62G 1 488 114 2 025 142 2 426 205 261 69 

llamburg 509 461 1208 32 1 549 131 4 683 353 1 663 145 
Niedersachsen 2 110 I 734 4 017 297 5 54.2 145 2 954 206 224 67 
Dremeo I 179 485 16 4 8 JJ(j 3 517 259 99 117 
Nordrh In-Westfalen 4 638 4 085 9 149 425 12 212 138 3 456 237 36 86 
IIessen 1 708 1 453 2 972 143 4 208 146 3 800 253 374 96 

Rhclnland·Pfalz l 110 897 1 914 111 2 637 144 3 086 203 284 7S 
Dad.,n-WOrttomberg 2 789 2 320 4 355 261 G 278 150 3 89 244 371 92 
Bayern 3 376 2 647 5 224 327 7 50 150 3 568 228 297 85 
S arlnnd 293 

I 
256 537 32 756 147 2 807 206 232 57 

BerUn (West) 471 426 1 208 46 1 505 128 2 822 168 1>28 79 

Dundesgebiet 18 0288 I 15 1150. 32 517 1 784 I 44 708 143 3 404 232 379 85 

•l An dieser St"llti erscheinen nbweehselnd Angaben Ub r Vlehbeslände, Getreide· und Kartoffclernte, Kf:r.-Flestand und Bruttoinlandsprodukt 
I) ßctrlC~be mit Im allgemeinen 10 und mehr Desch iftlctcn; Ohne Bauindustrie und ohne ötrcntllche Gas-, Wasser- und Elektrlz!Uitswerkc 
2) ohno Umsntz in Hande1sw11re, ohne ErlOse aus Ncbengeschllftcn und olme Umsatzst~ucr 
3) von Knlcnderunrecclm ßlgk lt n bereinigt .J.) ohne Bundespost und Bundesbahn 
5) elnschl!eßllch Kombinationskrattwagen 6) Schleswig-Holstoln enclgilltlge, tlbrlge Lllndcr vorlllafige Zahlen 
7) ohne Postspareinlagen a) einschließlich Bundespost und Bundcsb:lhn 70 707 Kfz und 29 859 Pkw 
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0-4242 SCHLESWIG- HOLSTEINISCHE WIRTSCHAFTSKURVEN · A 
Oie "Wlrtschaftskurven" A und B erschemen 1m monatlid en Wech el mlt untersch1edlichem lnhalt. Tell B enthält folgende 
Darstellungt>n aus der Industne: Produktions1ndex und Beschäftigte im Maschinenbau, Schiffbau, Bauhauptgewerbe und 
Nahrungs- und Genußmlttelindustrie. 

DIE BEVÖLKERUNGSZAHL UND IHRE VERÄNDERUNG 
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